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von 212 Metern und einer Nennleistung von 3,6 Megawatt.
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Genehmigung

Der

BWP Am Ochsenweg GmbH & Co. KG

Lundsackerweg 12a

25923 Braderup

wird auf den Antrag vom 20. Oktober 2025, Unterlagen zuletzt ergänzt am 2. Februar 
2026, gemäß § 4 in Verbindung mit § 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG)

in Verbindung mit (i. V. m.) der Nummer 1.6.2, Verfahrensart V des Anhanges 1 der 4. Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV)

die nachstehende Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb einer Windkraftanlage 
in

25923 Lexgaard

Gemarkung: Lexgaard

Flur: 3

Flurstück: 62

erteilt.

Dieser Bescheid ergeht nach Maßgabe der unter Abschnitt A V dieses Bescheides aufge-
führten Antragsunterlagen und unter den in Abschnitt A I und III aufgeführten Festsetzun-
gen und Nebenbestimmungen.
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A Entscheidung

I Genehmigung

1. Gegenstand der Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung ist die Errichtung und der Betrieb einer Wind-
kraftanlage (WKA) vom Typ Vestas V126 mit einer Nabenhöhe von 149 Metern, ei-
nem Rotordurchmesser von 126 Metern, einer Gesamthöhe von 212 Metern und 
einer Nennleistung von 3,6 Megawatt.

Diese Genehmigung umfasst folgende bauliche Maßnahmen / Errichtungsarbei-
ten:

• Herstellung der Zufahrtswege und Stellflächen auf dem Betriebsgrundstück 

• Herstellung des Flachfundaments

• Errichtung der Windkraftanlage

• Integration der Nachtkennzeichnung der WKA in ein System der bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung (BNK-System).

Die Anlage ist gemäß den unter Abschnitt A V aufgeführten Antragsunterlagen zu 
errichten und zu betreiben, soweit sich aus den Nebenbestimmungen dieses Be-
scheides nichts anderes ergibt.

2. Beschränkungen und Emissionsbegrenzungen

Die Anlage unterliegt folgenden Beschränkungen:

2.1 Unter Zugrundelegung des Immissionsrichtwertes (IRW) von 45 dB(A) an den Im-
missionsorten im Außenbereich, die in der Schallimmissionsprognose berücksich-
tigt wurden (Ingenieurbüro für Akustik Busch, Berichtsnummer: 690725gfk01_R01 
vom 30. Januar 2026) darf die Windkraftanlage des Herstellers Vestas V126 
nachts maximal mit dem Betriebsmodus SO3 und mit einer Leistung von maximal 
3.349 kW und einer Rotordrehzahl von maximal 10,6 U/min betrieben werden.

Hierbei darf die oben genannte. Windkraftanlage folgende Oktavschallleistungs-
pegel LWA,Okt in der Nachtzeit (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) nicht überschreiten:

Frequenz f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000

LWA, Okt [dB(A)] 88,1 93,8 96,9 97,7 98,1 96,8 90,7

Energetisch addiert ergibt sich daraus ein LWA von 104,2 dB(A). Dieser Summen-
schallleistungspegel hat nur informellen Charakter und ist im Kontext zu den oben 
festgelegten oktavabhängigen LWA, Okt ohne rechtliche Bindungswirkung.

Wird bei der Abnahmemessung nach Auflage 2.2.2 eine Überschreitung bei min-
destens einer der festgesetzten Oktavschallleistungspegel LWA,Okt festgestellt, ist 
mit einer Schallausbreitungsrechnung entsprechend Auflage 2.2.4 nachzuweisen, 
dass die in der hier unter A I 2.1 genannten Schallimmissionsprognose prognosti-
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zierten A-bewerteten (Teil- ) Immissionspegel nicht überschritten werden. Unter 
der Voraussetzung der Nichtüberschreitung dieser Immissionspegel sind auch hö-
here Oktavschallleistungspegel, als unter A I 2.1 angegeben, zulässig.

2.2 Bis zur Abnahmemessung ist die WKA nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 
Uhr im Mode SO4 mit einer maximalen Leistung von 2.731 kW und einer maxima-
len Rotorumdrehung von 10,0 U/min zu betreiben.

Die erheblich schallreduzierte Betriebsweise kann entfallen, wenn entweder unter 
Berücksichtigung

• der bei einer Vermessung dieses Anlagentyps in der genehmigten Betriebswei-
se gemessenen Oktavschallleistungspegel inklusive des Zuschlags für eine 
Serienstreuung von 1,2 dB

oder

• der bei einer Vermessung der auf Grundlage dieser Genehmigung errichteten 
Anlage (Abnahmemessung) gemessenen Oktavschallleistungspegel 

nachgewiesen ist, dass die entsprechend Auflage 2.2.4 berechneten A-bewerteten 
Immissionspegel die auf Basis der in der Prognose angesetzten Oktavschallleis-
tungspegel LWA,Okt berechneten A-bewerteten Immissionspegel nicht überschrei-
ten.

2.3 Die unter A I 2.1 für die Nachtzeit festgesetzten Oktavschallleistungspegel LWA, Okt 
gelten auch bei Abschaltungen oder Leistungsreduzierung der Windkraftanlage 
durch den Netzbetreiber (EisMan-Abschaltung, Redispatch).

2.4 CE-Kennzeichnung

Mit der Inbetriebnahme der WKA ist der Genehmigungsbehörde die vollständige 
EG Konformitätserklärung nach der Maschinenrichtlinie vorzulegen. Die EG Kon-
formitätserklärung umfasst die Gondel.

II Verwaltungskosten

Für die Erteilung der Genehmigung wird eine Gebühr in Höhe von 34.000 € fest-
gesetzt.

Die Gebühr für die Vorprüfung nach §§ 5, 7 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) beträgt 1.700 €.

Die Gebühr für die Feststellung, dass das beantragte Vorhaben keiner Verträglich-
keitsprüfung gemäß § 34 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) erfordert, beträgt 
50 €.

Es werden keine Auslagen erhoben.

Die Gesamtkosten in Höhe von 35.750,00 € werden gemäß § 17 Verwaltungskos-
tengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG SH) mit Bekanntgabe dieser 
Entscheidung fällig.
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III Nebenbestimmungen

1. Bedingungen

Gemäß § 12 Absatz 1 BImSchG wird diese Genehmigung unter folgenden Bedin-
gungen erteilt:

1.1 Erlöschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bekanntga-
be dieses Bescheides gegenüber der Genehmigungsinhaberin / dem Genehmi-
gungsinhaber der Betrieb der Anlage entsprechend der Genehmigung aufgenom-
men wird.

Die Frist kann auf Antrag verlängert werden. Der Antrag ist vor Fristablauf zu stel-
len.

1.2 Rückbauverpflichtung 

Mit der Errichtung der Anlage darf erst begonnen werden, wenn der Rückbau 
durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung gesichert und die Sicherung 
der Abbruchkosten in Höhe von 302.400 € (Sicherheitsleistung) durch den An-
tragsteller / die Antragstellerin nachgewiesen ist. Bei der Auswahl der Sicherungs-
art ist insbesondere die Insolvenzfestigkeit des Sicherungsmittels zu gewährleis-
ten. In der Regel ist es die Bankbürgschaft.

1.3 Naturschutz

Für den mit der Errichtung einer Windenergieanlage des Typs Vestas V126, mit ei-
ner Nabenhöhe von 149 Metern (m) und einem Rotordurchmesser von 126 m, ein-
hergehenden Eingriff in das Landschaftsbild, wird eine Ersatzzahlung im Sinne 
des § 15 Abs. 6 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit § 9 Lan-
desnaturschutzgesetz (LNatSchG) erforderlich. Die Ersatzgeldsumme in Höhe von 
172.205,09 € ist spätestens zwei Wochen vor Baubeginn auf das Konto des Krei-
ses Nordfriesland, IBAN DE67 2175 0000 0000 0031 86 bei der Nord-Ostsee-
Sparkasse, BIC NOLADE21NOS zum Kassenzeichen 666000008728 zu überwei-
sen.

2. Auflagen

Gemäß § 12 Absatz 1 BImSchG wird die Genehmigung mit folgenden Auflagen 
verbunden:

2.1 Allgemeines

2.1.1 Dieser Bescheid oder eine Kopie des Bescheides sowie eine Ausfertigung der An-
tragsunterlagen sind an der Betriebsstätte bereitzuhalten und den Genehmigungs- 
und Überwachungsbehörden auf Verlangen vorzulegen.

2.1.2 Folgende Sachverhalte sind dem Landesamt für Umwelt (LfU) unverzüglich schrift-
lich mitzuteilen:
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• der Baubeginn;

• die Inbetriebnahme der Anlage innerhalb von zwei Wochen nach der Inbetrieb-
nahme. 

Für diese Mitteilungen sind die dieser Genehmigung als Anlage beigefügten For-
mulare zu verwenden.

2.2 Immissionsschutz

2.2.1 Der Betreiber / Die Betreiberin hat der immissionsschutzrechtlichen Überwa-
chungsbehörde unverzüglich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sons-
tige Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes mit erheblichen Auswirkungen 
wie z. B. der Austritt bedeutsamer Mengen an gefährlichen Stoffen der Wind-
kraftanlage mitzuteilen.

2.2.2 Innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Geneh-
migungsbehörde der Messbericht über die Schallemissionsmessung und Auswer-
tung der genehmigten Anlage nach der Technischen Richtlinie für Windenergiean-
lagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie TR1, Revisi-
on 19, Stand 1. März 2021, FGW e. V. – Fördergesellschaft Windenergie und an-
dere Dezentrale Energien) von einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen 
Messstelle vorzulegen.

Die Bestätigung der Messstelle über die Annahme der Beauftragung der Messung 
ist der Genehmigungsbehörde innerhalb einer Frist von einem Monat nach Inbe-
triebnahme vorzulegen.

Bei der Abnahmemessung ist der Betriebsbereich so zu wählen, dass die Windge-
schwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet wird. 
Der dazu zu erfassende Windgeschwindigkeitsbereich wird entsprechend Nr. 3.3 
der FGW-Richtlinie TR 1 festgelegt.

Die Gesamtunsicherheit bei der Abnahmemessung soll ±1,0 dB(A) nicht über-
schreiten. Zur Ermittlung von Auffälligkeiten, wie beispielsweise die Tonhaltigkeit, 
ist der gesamte Windgeschwindigkeitsbereich als Beurteilungsbereich heranzuzie-
hen.

2.2.3 Sollte die WKA vom Netzbetreiber wegen Netzüberlastung heruntergeregelt (soge-
nannte EisMan- oder Redispatch-Schaltung) oder vom Netz genommen werden, 
ist die WKA gemäß der Herstellererklärung vom 21. Dezember 2020 zu betreiben.

2.2.4 Sofern eine Überschreitung in einer oder mehreren der unter Inhaltsbestimmung 
A I 2.1 festgesetzten Oktavschallleistungspegel LWA, Okt festgestellt wurde, ist eine 
erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren durchzuführen.

Bei dieser Neuberechnung ist die obere Vertrauensbereichsgrenze mit einem Ver-
trauensniveau von 90 % mit einer Messunsicherheit von σR = 0,5 dB und einer Un-
sicherheit des Prognosemodells von σProg = 1,0 dB durch einen Zuschlag von ins-

gesamt  zu berücksichtigen.
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Dabei ist der Nachweis zu führen, dass die Immissionspegel aus der oben ge-
nannten Neuberechnung nicht größer sind als die prognostizierten Teilimmissions-
pegel dieser Anlage des Schallgutachtens, welches zur Antragstellung vorgelegt 
wurde und Bestandteil der Genehmigung ist.

2.2.5 Die Emission darf keine relevante Tonhaltigkeit aufweisen. Falls im Rahmen der 
emissionsseitigen Abnahmemessung eine geringe Tonhaltigkeit (KTN = 2 dB) fest-
gestellt wird, ist im Rahmen einer immissionsseitigen Abnahmemessung deren Im-
missionsrelevanz zu untersuchen. Dabei muss die Messung nur in dem Windge-
schwindigkeits-/ Leistungs-/ Drehzahlbereich erfolgen, bei dem emissionsseitig die 
Tonhaltigkeit festgestellt wurde.

2.2.6 Geräuschverursachende Erscheinungen, die durch nicht bestimmungsgemäßen 
Betrieb, Verschleiß oder unvorhersehbare Ereignisse entstehen, sind unverzüglich 
zu beseitigen. Sollten diese Geräusche tonhaltig oder impulshaltig sein, ist die 
WKA bis zur Reparatur nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr abzuschal-
ten.

2.2.7 Die WKA ist so zu errichten und zu betreiben, dass die Anhaltswerte des Beiblat-
tes eins zur DIN 45680, Stand März 1997, „Messung und Bewertung tieffrequenter 
Geräuschimmissionen in der Nachbarschaft“ innerhalb der nächstgelegenen Ge-
bäude in dem am stärksten betroffenen Aufenthaltsraum, der Wohnzwecken dient 
oder eine vergleichbare Schutzwürdigkeit besitzt, bei geschlossenen Fenstern und 
Türen nicht überschritten werden.

2.2.8 Die Betriebszustände der WKA sind zu protokollieren. Im Protokoll sind die Wind-
geschwindigkeit in Nabenhöhe, die Drehzahl, der Leistungsertrag und die Licht-
stärke in Lux, jeweils in Abhängigkeit zur Uhrzeit, zu erfassen. Die Daten sind mit 
den gleichen Mittelungszeiträumen anzugeben, die auch für die Leistungskurve 
verwendet wurden.

Die Protokolle sind mindestens zwölf Monate durch den Betreiber vorzuhalten und 
auf Verlangen der zuständigen Immissionsschutzbehörde vorzulegen.

2.2.9 Sollte durch eine Fernüberwachung nur der Hersteller der WKA in der Lage sein, 
Daten über die Betriebsweise der WKA abzufragen, so hat der Betreiber der Anla-
ge sicherzustellen, dass das LfU die erforderlichen Daten vom Hersteller genannt 
bekommt. Es sind alle Daten, Parameter und Einstellungen über die Betriebsweise 
der WKA anzugeben, die für die klare Einstufung der beantragten Leistungskennli-
nie notwendig sind.

2.2.10 Lärm- und erschütterungsintensive Bauarbeiten sollten nur an Werktagen zwi-
schen 7:00 und 20:00 Uhr stattfinden.

2.2.11 Die WKA ist so zu betreiben und zu unterhalten, dass durch Abschaltmaßnahmen 
erhebliche Belästigungen der Nachbarschaft durch periodischen Schattenwurf ver-
hindert werden. Die Beschattungsdauer der WKA, unter der Berücksichtigung der 
Vorbelastung, darf an den im Einwirkbereich der WKA liegenden schutzbedürftigen 
Räumen die Immissionsrichtwerte (IRW) von
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maximal 30 Minuten pro Tag

und

maximal 8 Stunden pro 12 Monate

nicht überschreiten.

Der Einwirkbereich dieser Anlage liegt bezüglich des Schattenwurfes bei circa 
(ca.) 1.700 Metern.

Dort, wo die Richtwerte aufgrund der Vorbelastung schon überschritten sind, darf 
die WKA keinen zusätzlichen periodischen Schattenwurf mehr verursachen.

Für die Einstellung der Abschaltzeiten sind insbesondere die WKA und Immissi-
onsorte zu berücksichtigen, die in der Schattenwurfprognose des Ingenieurbüro 
für Akustik Busch, Berichtsnummer: 690725gkp02 vom 18. Juli 2025 angenom-
men bzw. untersucht wurden. 

Bei der Festlegung der genauen Abschaltzeiten ist die genaue Ausdehnung am 
Immissionsort (z. B. Fenster- oder Balkonflächen oder am Wohnhaus angrenzen-
de Terrassen) zu berücksichtigen und die zusätzliche Belastung durch weitere 
WKA.

Die ermittelten Daten zur Sonnenscheindauer und Abschaltzeit sind von der Steu-
ereinheit über mindestens ein Jahr zu dokumentieren; entsprechende Protokolle 
sind auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen.

Der Sensor einer lichtgesteuerten Abschalteinrichtung ist regelmäßig im Rahmen 
der Servicearbeiten an der WKA auf Verschmutzung und Beschädigungen zu kon-
trollieren. Verschmutzungen und Beschädigungen sind unverzüglich zu beheben.

2.2.12 Innerhalb von vier Wochen nach der Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der 
zuständigen Genehmigungsbehörde die Installation einer Schattenwurfabschaltau-
tomatik schriftlich zu bestätigen.

2.2.13 Auf Anforderung der Aufsichtsbehörde ist ein Nachweis zu erbringen, dass die 
Schattenwurfabschaltautomatik fachgerecht installiert und funktionsfähig ist und 
dass die erforderlichen Abschaltzeiten sicher eingehalten werden.

2.2.14 Alle sichtbaren Windkraftanlagenteile, wie z. B. Rotor, Spinner, Nabe, Gondelge-
häuse oder Turm, sind mit mittelreflektierenden Farben und mit matten Glanzgra-
den zu versehen. Beispielsweise würde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035) mit der 
Glanzzahl kleiner 30 % (gemäß ISO 2813) den Vorgaben entsprechen.

2.2.15 Bei möglichem Eisansatz und der Gefahr des Eisabwurfes ist die Anlage in Ruhe-
stellung zu halten. Die WKA ist mit dem BLADEcontrol Ice Detector (BID) Eiser-
kennungssystem auszurüsten. Die Funktionsfähigkeit des externen Eiserken-
nungssystems der WKA ist im Rahmen der Inbetriebnahme durch einen unabhän-
gigen Sachverständigen zu prüfen und dies ist zu dokumentieren. Betriebsbeglei-
tend ist die Funktionalität des externen Eiserkennungssystems im Rahmen der 
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vorgesehenen Prüfungen des Sicherheitssystems und der sicherheitstechnisch re-
levanten Komponenten der WKA durch einen unabhängigen Sachverständigen re-
gelmäßig aufzuzeigen. Für die Inbetriebnahme des externen Eiserkennungssys-
tems ist die Anlernphase zu berücksichtigen. Ist die Anlernphase nicht vor den 
winterlichen Vereisungsereignissen abgeschlossen, so sind geeignete Maßnah-
men zur Vermeidung eines Eisabwurfs vorzusehen. Grundlage dieser Auflagen ist 
das Gutachten der I17-Wind GmbH & Co. KG, Berichtsnummer I17-EW-2025-161 
Rev. 1 vom 20. März 2026. Weitere Einzelheiten sind dem oben genannten Gut-
achten zu entnehmen.

2.3 Baurecht und Brandschutz

2.3.1 Erforderliche Standsicherheitsnachweise und das Bodengutachten sind der Bau-
aufsicht des Kreises Nordfriesland rechtzeitig vor Baubeginn in digitaler Form zur 
Beauftragung eines Prüfingenieure für Standsicherheit vorzulegen. 

2.3.2 Der Baubeginn darf erst erfolgen, wenn der noch von der Bauaufsichtsbehörde 
des Kreises Nordfriesland zu beauftragende Prüfingenieur für Standsicherheit die 
statischen Unterlagen und sonstigen Nachweise (Bodengutachten, Turbulenzgut-
achten oder anderes) eingesehen bzw. geprüft hat und gegen einen Baubeginn 
keine Bedenken erhebt.

2.3.3 Der beauftragte Prüfingenieur für Standsicherheit hat die mängelfreie Abnahme 
nach Fertigstellung zu bestätigen. 

2.3.4 Der Prüfbericht (Typenprüfung) zu den bautechnischen Nachweisen ist bei der 
Bauausführung zu beachten. Die Prüfbemerkungen sind zu erfüllen.

2.3.5 Die Forderungen des Prüfingenieurs in den Prüfberichten zu den bautechnischen 
Nachweisen werden zu bauaufsichtlichen Auflagen erhoben. Sofern weitere bau-
technische Nachweise zu erbringen sind, müssen diese geprüft und genehmigt 
sein, bevor mit den hierdurch betroffenen Bauarbeiten begonnen wird.

2.3.6 Mit der für den Windpark örtlich zuständigen Feuerwehr ist vor Ausführungsbeginn 
abzustimmen, ob zusätzlich zu den im bzw. in der Umgebung des Windparks vor-
handenen offenen Löschwasserentnahmestellen eine weitere Vorhaltung von 
Löschwasser für die Bekämpfung von Entstehungsbränden im Bereich des Wind-
parks erforderlich ist.

2.4 Wasser, Boden, Abfall

2.4.1 Sofern zur Befestigung von Erschließungsstraßen und/oder Stellplätzen minerali-
sche Ersatzbaustoffe eingesetzt werden sollen, sind die Vorgaben der Verordnung 
über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in techni-
sche Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2598), in der aktuellen Fassung, einzuhalten.

2.4.2 Die bei durch den Betrieb der Anlage anfallenden Abfälle, wie z. B. Altöle, sind ord-
nungsgemäß zu entsorgen. Die erforderlichen Nachweise sind der unteren Abfal-
lentsorgungsbehörde des Kreises Nordfriesland auf Verlangen vorzulegen.
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2.4.3 Anlagen müssen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein und betrieben 
werden, dass

1. wassergefährdende Stoffe nicht austreten können,

2. Undichtheiten aller Anlagenteile, die mit wassergefährdenden Stoffen in Berüh-
rung stehen, schnell und zuverlässig erkennbar sind,

3. austretende wassergefährdende Stoffe schnell und zuverlässig erkannt und 
zurückgehalten sowie ordnungsgemäß entsorgt werden; dies gilt auch für 
betriebsbedingt auftretende Spritz- und Tropfverluste, und 

4. bei einer Störung des bestimmungsgemäßen Betriebs der Anlage (Betriebsstö-
rung) anfallende Gemische, die ausgetretene wassergefährdende Stoffe ent-
halten können, zurückgehalten und ordnungsgemäß als Abfall entsorgt oder 
als Abwasser beseitigt werden.

2.4.4 Anlagen müssen dicht, standsicher und gegenüber den zu erwartenden mechani-
schen, thermischen und chemischen Einflüssen hinreichend widerstandsfähig 
sein.

2.4.5 Der Betreiber hat bei der Stilllegung einer Anlage oder von Anlagenteilen alle in 
der Anlage oder in den Anlagenteilen enthaltenen wassergefährdenden Stoffe, so-
weit technisch möglich, zu entfernen. Er hat die Anlage gegen missbräuchliche 
Nutzung zu sichern.

Anforderungen an die Rückhaltung wassergefährdender Stoffe (§ 18 AwSV):

2.4.6 Anlagen müssen ausgetretene wassergefährdende Stoffe auf geeignete Weise zu-
rückhalten. Dazu sind sie mit einer Rückhalteeinrichtung im Sinne von § 2 Absatz 
16 auszurüsten. Satz zwei gilt nicht, wenn es sich um eine doppelwandige Anlage 
im Sinne von § 2 Absatz 17 handelt. Einzelne Anlagenteile können über unter-
schiedliche, jeweils voneinander unabhängige Rückhalteeinrichtungen verfügen. 
Bei Anlagen, die nur teilweise doppelwandig ausgerüstet sind, sind einwandige 
Anlagenteile mit einer Rückhalteeinrichtung zu versehen.

2.4.7 Rückhalteeinrichtungen müssen flüssigkeitsundurchlässig sein und dürfen keine 
Abläufe haben. Flüssigkeitsundurchlässig sind Bauausführungen dann, wenn sie 
ihre Dicht- und Tragfunktion während der Dauer der Beanspruchung durch die 
wassergefährdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird, nicht ver-
lieren.

2.4.8 Rückhalteeinrichtungen müssen für folgendes Volumen ausgelegt sein:

bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefähr-
dender Stoffe muss das Rückhaltevolumen dem Volumen an wassergefährdenden 
Stoffen entsprechen, dass bei Betriebsstörungen bis zum Wirksamwerden geeig-
neter Sicherheitsvorkehrungen freigesetzt werden kann.

2.4.9 Auf ein Rückhaltevolumen kann bei oberirdischen Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen der Wassergefährdungsklasse eins mit einem Volumen 
bis 1 000 Liter verzichtet werden, sofern sich diese auf einer Fläche befinden, die 
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1. den betriebstechnischen Anforderungen genügt, und eine Leckerkennung 
durch infrastrukturelle Maßnahmen gewährleistet ist, oder

2. flüssigkeitsundurchlässig ausgebildet ist.

2.4.10 Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefähr-
dender Stoffe der Gefährdungsstufe D nach § 39 Absatz 1 muss die Rückhalteein-
richtung abweichend von Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 so ausgelegt sein, dass das 
Volumen flüssiger wassergefährdender Stoffe, dass aus der größten abgesperrten 
Betriebseinheit bei Betriebsstörungen freigesetzt werden kann, ohne dass Gegen-
maßnahmen getroffen werden, vollständig zurückgehalten werden kann.

Wassergefährdende Stoffe, die beim Austreten so miteinander reagieren können, 
dass die Funktion der Rückhaltung nach Absatz 1 beeinträchtigt wird, müssen ge-
trennt aufgefangen werden.

2.4.11 Auflagen des Wasser- und Bodenverbandes (WBV) Karlumer Au

Die Hauptverbands- und Verbands-Anlagen sind seitens des Antragstellers sorg-
sam und schonend zu behandeln, nicht zu überlasten und es dürfen keine Eingrif-
fe in das Gewässerprofil vorgenommen werden. Etwaige Störungen aller Art be-
züglich des Abflusses und Schäden an den Hauptverbands- und Verbandsanlagen 
sind strikt zu vermeiden. Des Weiteren ist der Eintrag von Boden, Unrat und Abfäl-
le in die Anlagen zu vermeiden und im unerwünschten Eintrittsfalle unaufgefordert 
und rückstandslos wieder zu entfernen. Sollte es zu Störungen, Schadensbildern 
oder anderweitigen Problemsituationen kommen, sind diese in Abstimmung mit 
dem WBV Karlum-Au über den Deich- und Hauptsielverband Südwesthörn-
Bongsiel (DHSV SWBS) und den jeweils betroffenen Beteiligten zu beheben.

2.4.12 Die WKA muss im Falle des Setzens einer Zaunanlage sowie anderweitigen Ein-
zäunungen einen Abstand von mindestens fünf Metern zur Böschungsoberkante 
der Verbandsgewässer, bzw. zu Rohrleitungsachsen einhalten. Darüber hinaus ist 
im weiteren Verfahren zu berücksichtigen, dass die Einzäunung der Anlage so zu 
erfolgen hat, dass die Zugänglichkeit zu den Verbands- und Hauptverbandsanla-
gen jederzeit möglich ist und keine durch Einzäunungen oder WKA bzw. deren An-
bauteile, Bodenanfüllungen oder sonstige Maßnahmen verursachten eingefassten 
Bereiche entstehen.

2.4.13 Verrohrte Gewässer und Rohrleitungen, die vom Verband zu unterhalten sind, 
müssen in einem Abstand von fünf Metern nach jeder Seite der Rohrleitungsachse 
ebenfalls von jeglicher Bebauung frei-bleiben. Bäume und stark- sowie tiefwur-
zelnde Sträucher dürfen in dem vorgenannten Bereich nicht gepflanzt werden. 
Kontrollschächte müssen jederzeit sichtbar und zugänglich sein. Außerdem ist den 
genannten Befugten die Zugänglichkeit zu allen (Haupt-)Verbandsanlagen zu er-
halten und jederzeit zu gewährleisten.

2.5 Naturschutz 

2.5.1 Für die Kompensation für die mit der Errichtung von einer Windkraftanlage, (WKA) 
des Typs Vestas V126, mit einer Nabenhöhe von 149 m und einem Rotordurch-
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messer von 126 m, einhergehenden Eingriffe in den Naturhaushalt ist eine 26.544 
m² große Fläche aus der landwirtschaftlichen Nutzung zu entlassen und dauerhaft 
der natürlichen Entwicklung zuzuführen, sofern nicht Pflege- und Entwicklungs-
maßnahmen mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt sind. 

2.5.2 In diesem Fall wird die Kompensation über anerkannte Ökokonten erbracht. Die 
Ausbuchung erfolgt nach Eingang der Baubeginnanzeige. Die Ökokonto-Inan-
spruchnahme setzt sich wie folgt zusammen: 
WKA (LfU-Az. G40/2025/219) 26.544 Ökopunkte gemäß vertraglicher Vereinba-
rung vom 29. August 2025 mit Otto Nissen-Schütt, davon 23.000 Punkte aus dem 
Ökokonto „Ladelund Klint“ Az.: 67.30.3.12/22, Gemeinde Ladelund und 3.554 
Ökopunkte aus dem Ökokonto „Ellhöft“ Az.: 67.30.3-9/20, Gemeinde Ellhöft.

2.5.3 Die für die Windenergieanlage notwendigen neu einzurichtenden Erschließungen 
sind unter Beachtung des Eingriffsminimierungsgebotes des § 15 Absatz 1 Bun-
desnaturschutzgesetz anzulegen. Es ist in der Regel eine Grandbefestigung zu 
wählen. Bituminöse und andere Vollversiegelungen sind zu vermeiden.

2.5.4 Erschließungen müssen einen Mindestabstand von 2,00 m zu Biotopstrukturen 
wie Knicks und Wälle einhalten. Gesetzlich geschützte Biotope dürfen nicht beein-
trächtigt werden (§ 30 BNatSchG i.V.m. § 21 LNatSchG). Gräben, Feuchtgrünland 
und feuchte Senken dürfen nicht mit gegebenenfalls (ggf.) entstehendem Aushub 
überfüllt werden. Erfolgt die Aushubausbringung nicht auf benachbarten landwirt-
schaftlichen Nutzflächen, ist bei selbständigen anderweitigen Auffüllungen bei der 
Unteren Naturschutzbehörde ein gesonderter Antrag nach § 11a des LNatSchG zu 
stellen.

2.5.5 Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Nordfriesland un-
ter Angabe des Aktenzeichens G40/2025/219 (LfU) und des Aktenzeichens 
67.31.5.1-2/26 (UNB) spätestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen.

2.6 Artenschutz

2.6.1 Die im Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) (Kap. 9.1.2 , LBP (GFN 
01/2026), Seite 46/47; Abbildung 21 dargelegte erforderliche Schutzmaßnahme ist 
umzusetzen. Der Baubeginn ist der Genehmigungsbehörde unter Angabe des Ak-
tenzeichens spätestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen.

Es ist eine fachlich qualifizierte Umweltbaubegleitung einzusetzen, um die ange-
ordneten Schutzmaßnahmen zu überwachen und deren Durchführung sicherzu-
stellen. Die fachliche Qualifikation der Umweltbaubegleitung ist gegenüber der Ge-
nehmigungsbehörde vor Baubeginn schriftlich nachzuweisen.

Eine aktuelle Dokumentation der durchzuführenden Schutzmaßnahmen ist der 
Genehmigungsbehörde alle 14 Tage vorzulegen. Sofern keine für die Umweltbau-
begleitung relevanten Bauaktivitäten stattfinden, können diese Intervalle nach Ab-
sprache mit der Genehmigungsbehörde verlängert werden.

2.6.2 Die WKA G40/2025/219 ist zur Vermeidung des Tötungsverbots gemäß § 44 Ab-
satz 1 Nummer 1 i. V. m. Absatz 5 Seite 2 Nummer 1 BNatSchG für schlaggefähr-
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dete Fledermausarten im Zeitraum vom 1. Mai bis 30. September in der Zeit von 
einer Stunde vor Sonnenuntergang bis eine Stunde nach Sonnenaufgang bei den 
folgenden Witterungsbedingungen – gemessen als 10 Minuten-Mittelwerte auf 
Gondelhöhe – abzuschalten:

• Windgeschwindigkeiten in Gondelhöhe unterhalb von 6 m/s,

• Lufttemperatur höher als 10°C.

2.6.3 Der Abschaltalgorithmus ist durch die Durchführung eines zweijährigen nachgela-
gerten Höhenmonitorings an der beantragten oder an einer geeigneten benach-
barten WKA zu überprüfen. Das standardisierte Monitoring ist nach den jeweils ak-
tuellen Voraussetzungen gemäß BMU-Forschungsprojekt (RENEBAT) bzw. den je-
weils aktuellen Vorgaben nach ProBat für den Zeitraum vom 1. Mai bis zum 15. 
Oktober durchzuführen. Ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko liegt vor, wenn die 
Kollisionsopfer pro Erfassungszeitraum und WKA größer als eins liegen. Einzelhei-
ten zur Durchführung des Monitorings und, soweit das Monitoring auf einer be-
nachbarten Windkraftanlage durchgeführt werden soll, die Auswahl der geeigneten 
WKA sind mit der Oberen Naturschutzbehörde rechtzeitig abzustimmen. Die Er-
gebnisse des Gondelmonitorings und eine Berechnung nach dem ProBat-Tool 
sind der Oberen Naturschutzbehörde spätestens drei Jahre nach Inbetriebnahme 
der WKA vorzulegen. Auf Basis dieser Daten wird der Abschaltalgorithmus neu be-
wertet und soweit erforderlich geändert.

2.6.4 Im Mastfußbereich sind hochwüchsige und geschlossene Formen von ruderalen 
Gras- und Staudenfluren gemäß Kartieranleitung und Standardliste der Biotopty-
pen Schleswig-Holsteins (LfU 2023) aufwachsen zu lassen, wenn der Mastfuß be-
grünt werden soll und nicht als versiegelte Fläche geplant ist. Eine Mahd ist 
höchstens einmal im Jahr durchzuführen, um Gehölzaufwuchs zu vermeiden. Die 
Mahd hat zwischen dem 1. September und dem 28. / 29. Februar des Folgejahres 
zu erfolgen.

Um den sicheren Zugang zu den WKA für Service- und Wartungsunternehmen 
oder anderen Dritten einwandfrei und ohne gesundheitliche Risiken zu gewährleis-
ten, besteht aus arbeitsschutzrechtlichen Gründen die Möglichkeit, im Mastfußbe-
reich die Ruderalbrache im zwingend notwendigen Umfang außerhalb des vorge-
nannten Zeitraumes freizuschneiden. Die Obere Naturschutzbehörde ist umge-
hend über die durchgeführten Maßnahmen zu unterrichten.

2.6.5 Die zur Überwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlich bedingten Abschalt-
vorgaben gemäß Genehmigung G40/2025/219 notwendigen Daten sind zu erhe-
ben und fünf Jahre vorzuhalten. Die Daten müssen jederzeit abrufbar sein.

Die Betriebsdaten werden als zehn-Minuten-Mittelwerte (SCADA-Standard-For-
mat) über den Abschaltzeitraum für die WKA in digitaler Form als csv-Datei abge-
fragt. Für die Dokumentation der Abschaltvorgaben sind die Betriebsdaten für eine 
WKA so zu exportieren, dass sie in einem Datenblatt aufgeführt sind. Nach dem 
Export dürfen die Dateien nicht mehr verändert werden.

Das Datenblatt muss folgende Angaben enthalten:
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• Abgabe als Datei im CSV Format. Als Feldtrennzeichen ist ein Semikolon zu 
benutzen

• Für jede WKA ist eine eigene CSV-Datei einzureichen

• Das Betriebsprotokoll umfasst den vollständigen von der/n artenschutzrechtli-
chen Nebenbestimmung/en betroffenen Zeitraum

• Die CSV-Datei enthält sechs oder sieben Spalten in dieser Reihenfolge: Da-
tum, Uhrzeit, Windgeschwindigkeit, Rotordrehzahl, Leistung und Temperatur. 
Die Bezeichnungen der Spaltenüberschriften stehen in der ersten Zeile und 
sind frei wählbar. Der Datenbereich beginnt in der zweiten Zeile

• Die Spalten sind in folgenden Formaten zu formatieren:

– Datum: TT.MM.JJJJ

– Uhrzeit: HH:MM:SS

– Wind [m/s], Rotordrehzahl [rpm], Leistung [KWh], Gondelaußentemperatur 
[°C]: Formatierung als Dezimalzahl mit einem Komma als Dezimaltrennzei-
chen. Eine einheitliche Anzahl von Nachkommastellen ist nicht notwendig. 
Bei ganzen Zahlen kann das Komma entfallen.

2.7 Forstbehörde

2.7.1 Die WKA muss mit ihrer Rotorspitze einen Mindestabstand von 30 Metern zur an-
grenzenden Waldfläche einhalten. 

2.8 Arbeitsschutz

2.8.1 Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage (WKA) ist spätestens zwei Wo-
chen vor Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf 
hingewiesen, dass die Bautätigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. 
B. Wegebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeits-
schutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:

• Genehmigungsnummer

• Ort der Baustelle

• Name, Anschrift des Bauherrn

• Name, Anschrift des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators

• Beginn, Dauer und groben Zeitplan der Arbeiten

• Notfallkonzept für die Errichtungsarbeiten.

Falls für die Errichtung eine Vorankündigung gemäß § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung erforderlich ist und diese fristgerecht dem Landesamt für Arbeitsschutz, 
Soziales und Gesundheit zugesandt wird, können die o. g. Informationen mit der 
Vorankündigung mitgeteilt werden.
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2.8.2 Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens acht Wochen 
nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt für 
Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informati-
onen:

• Genehmigungsnummer

• eindeutige Kennzeichnung der Windenergieanlage an der Außenfassade

• Interne Bezeichnung der WKA

• Name, Anschrift des Betreibers

• eingemessene Koordinaten

• Datum der Inbetriebnahme

2.8.3 Jeder Betreiberwechsel ist dem Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Ge-
sundheit spätestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die 
Anzeige enthält folgende Informationen:

• Genehmigungsnummer

• Name, Anschrift des vormaligen Betreibers

• Name, Anschrift des zukünftigen Betreibers

• Datum des Betreiberwechsels

2.8.4 Jeder Tausch von Großkomponenten ist dem Landesamt für Arbeitsschutz, Sozia-
les und Gesundheit spätestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und ent-
hält folgende Informationen:

• Genehmigungsnummer

• Name, Anschrift des Betreibers

• Beschreibung des Vorhabens (Komponente, Verfahrensweise)

• Beginn, Dauer und Zeitplan der Arbeiten

2.8.5 Der Rückbau der genehmigten WKA ist spätestens zwei Wochen vor Beginn der 
Rückbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Ar-
beitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informatio-
nen:

• Genehmigungsnummer

• Ort der Baustelle

• Name, Anschrift des Bauherrn

• Name, Anschrift des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators

• Kurzbeschreibung der Rückbaumethode

• Beginn, Dauer der Arbeiten
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Falls für den Rückbau eine Vorankündigung gemäß § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung erforderlich ist und diese fristgerecht dem Landesamt für Arbeitsschutz, 
Soziales und Gesundheit zugesandt wird, können die oben genannten Informatio-
nen mit der Vorankündigung mitgeteilt werden.

2.9 Luftverkehr – militärisch –

2.9.1 Die Zugänge (Türen) zu der WKA ist nur auf der den Antennenanlagen abgewand-
ten Seite zulässig. Eventuell sind Türen, welche den Austritt von hochfrequenter 
Strahlung verhindern, erforderlich (HF-dichte Türen). In Abhängigkeit von der Elek-
tromagnetischen Verträglichkeit (EMV-Vermessung) ist gegebenenfalls auch der 
Austritt von hochfrequenter Strahlung im Bereich der Belüftungsöffnungen zu ver-
ringern, zum Beispiel durch den Einsatz von Wabenkaminen in den Lüftungsroh-
ren.

2.9.2 Um die Zugänge richtig zu verorten, werden die Koordinate der Antennenanlage 
übermittelt: UTM-Koordinaten (WGS 84): 32U E 504301.106 N 6078896.224.

2.9.3 Ist für die Windkraftanlage eine Flughindernisbefeuerung oder Antennenanlage 
(GSM etc.) vorgesehen, so ist dieses bei der EMV-Abstrahlung zu berücksichti-
gen. Hier ist nach neuesten Erkenntnissen zu beachten, dass der Leitungsverlauf 
optimal gewählt ist (z. B. Turminnenseite, Durchbrüche etc.) oder wenn eine Ka-
belführung an der Turmaußenfläche vorgesehen ist, dass Kabel mit einer Abschir-
mung bzw. entsprechende Filtertechnik zum Einsatz kommen.

2.9.4 Für die WKA ist eine Abnahmemessung unmittelbar nach Inbetriebnahme durch-
zuführen, um festzustellen, ob die vorgegebenen Werte eingehalten werden. Die-
se Messung muss durch das Fraunhofer- Institut FKIE in Wachtberg erfolgen. Soll-
ten Abweichungen nachgewiesen werden, führt dieses zu einer Nachbesserung 
an der Windkraftanlage und somit zur Beseitigung der Störquelle. Die Kosten der 
Entstörung und der ggf. entstehende Verdienstausfall infolge der Abschaltung ge-
hen vollständig zu Lasten des Betreibers.

2.9.5 Vier Wochen vor Baubeginn sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen der Bundeswehr, Fontainengraben 200, 53123 Bonn, 
baiudbwtoeb@bundeswehr.org sowie dem Luftfahrtamt der Bundeswehr, Flugha-
fenstr. 1, 51147 Köln, lufabw3iie@bundeswehr.org unter Angabe des Zeichens 
I-0202-26-BIA alle endgültigen Daten wie Art des Hindernisses, Standort mit geo-
graphischen Koordinaten in WGS 84, Höhe über Erdoberfläche, Gesamthöhe über 
NN, ggf. Art der Kennzeichnung und Zeitraum Baubeginn bis Abbauende anzuzei-
gen.

2.10 Luftverkehr – zivil –

2.10.1 Die Ausführung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV 
vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) zu erfolgen.

2.10.2 Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits während der Bauphase bei Über-
schreiten von 100 m über Grund sicher zu stellen.
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2.10.3 Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass für die Unterbrechung der 
Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht überschritten wird.

2.10.4 Die Stromversorgung für die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender techni-
scher Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Abläufe sicher-
zustellen. Das entsprechende Konzept für die Ersatzstromversorgung ist der Luft-
fahrtbehörde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.

2.10.5 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung 
sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Wind-
energieanlagen-Blöcken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sicht-
weitenmessgerät und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maximal 
1500 m betragen darf.

2.10.6 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine amt-
liche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehörde als auch der DFS 
(Deutsche Flugsicherung GmbH), Az. SH-10110-b Postfach 1243, 63202 Langen, 
unverzüglich, spätestens jedoch vier Wochen nach Errichtung der Windkraftanla-
ge, vorzulegen.

2.10.7 Soll die Aktivierung der Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen (BNK), ist 
die geplante Installation der Luftfahrtbehörde vor Inbetriebnahme der BNK anzu-
zeigen und hierbei sind, gemäß Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung 
von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4), fol-
gende Unterlagen vorzulegen:

1) Nachweis der Baumusterprüfung gemäß Anhang 6 Nummer 2 der AVV durch 
eine vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur benannten 
Stelle (Baumusterprüfstelle),

2) Nachweis über die Standortbezogene Erfüllung der Anforderungen auf Basis 
der Prüfkriterien nach Anhang 6, Nummer 2 der AVV durch eine Baumuster-
prüfstelle.

2.10.8 Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 
vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit 
einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gemäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 
3.6 der AVV zu kombinieren.

2.10.9 Die Windkraftanlage ist mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 (Bundesan-
zeiger; BAnz AT 28.12.2023 B4)“ zu versehen und als Luftfahrthindernis zu veröf-
fentlichen.

2.10.10 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Ro-
torblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich 
sind sie durch drei Farbfelder von je 6 m Länge [a) außen beginnend mit 6 Meter 
orange – 6 Meter weiß – 6 Meter orange oder b) außen beginnend mit 6 Meter rot 
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– 6 Meter weiß oder grau – 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtö-
ne verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achat-
grau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu ver-
wenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig.

2.10.11 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf 
halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem mindestens zwei Meter hohen oran-
ge/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/
oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maxi-
mal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.

2.10.12 Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 
Meter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Strei-
fen sechs Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder 
bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.

2.10.13 Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer max. Höhe von bis 
315 Meter über Grund/Wasser erfolgt durch „Feuer W, rot“.

2.10.14 In diesen Fällen ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus 
Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der 
Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus tech-
nischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um 
bis zu fünf Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder 
Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infra-
rotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Ma-
schinenhauses anzubringen.

2.10.15 Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand 
des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein 
Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.

2.10.16 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter ge-
mäß der AVV, Nummer 3.9.

2.10.17 Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfüllt werden, kann der Einsatz einer be-
darfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) erfolgen. Dies ist der zuständigen 
Landesluftfahrtbehörde anzuzeigen.

2.10.18 Das „Feuer W, rot“ ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus je-
der Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils 
versetzt auf dem Maschinenhausdach – nötigenfalls auf Aufständerungen – ange-
bracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig 
(synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, 
damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen 
Flügel des Rotors verdeckt werden.

2.10.19 Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Takt-
folge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Ver-
schiebung von ± 50 ms zu starten.
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2.10.20 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung 
auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 
50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.

2.10.21 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein 
Ersatzstromnetz umschalten.

2.10.22 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf 
ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn 
die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % 
Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine ent-
sprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.

2.10.23 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind dem NOTAM-
Office in Langen unter der Rufnummer (06103) 707-5555 oder per E-Mail 
notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeich-
nung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist 
das NOTAM-Office unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung 
innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, ist das NOTAM-Office und die zuständi-
ge Landesluftfahrtbehörde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.

2.10.24 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss 
ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von 
mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der 
Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzu-
stellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung 
und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht über-
schreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung.

2.10.25 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“ ist nur 
bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorolo-
gischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den 
Bestimmungen des Anhangs vier der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn-
zeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.

2.10.26 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hin-
dernishöhe von mehr als 100 Metern über Grund zu aktivieren und mit Notstrom 
zu versorgen.

2.10.27 Kräne sind ab 100 Metern über Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der 
höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen.

2.10.28 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffent-
licht werden muss, sind

1. mindestens sechs Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns zu mel-
den, um die Vergabe der ENR-Nummer in die Wege leiten zu können,

2. der Beginn des Hochbaus separat zu melden und
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3. spätestens vier Wochen nach Errichtung die endgültigen Vermessungsdaten 
zu übermitteln, um die Veröffentlichung gegebenenfalls anzupassen.

Diese Meldung der endgültigen Daten (bitte nur per E-Mail an flf@dfs.de) umfasst 
dann die folgenden Details:

a) DFS-Bearbeitungsnummer

b) Name des Standortes

c) Art des Luftfahrthindernisses

d) Geogr. Standortkoordinaten [Grad, Minuten und Sekunden mit Angabe des Be-
zugsellipsoids (WGS 84 mit einem GPS-Empfänger gemessen)]

e) Höhe der Bauwerksspitze [m über Grund]

f) Höhe der Bauwerksspitze [m über Normalnull, Höhensystem: DHHN 92]

g) Art der Kennzeichnung [Beschreibung].

IV Hinweise

1. Allgemeines

1.1 Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach 
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.

1.2 Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die 
geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfüllen.

Sicherungsleistungen sind beispielsweise:

• Selbstschuldnerische Bankbürgschaft,

• Sparbuch oder Kontoverpfändung,

• Hinterlegung von Geld (pfändungs- und insolvenzsicher).

1.3 Ein Wechsel des Anlagenbetreibers / der Anlagenbetreiberin sowie ggf. eine Ände-
rung an der Rechtsform des Betreibers / der Betreiberin ist gegenüber dem Lan-
desamt für Umwelt schriftlich mit dem in der Anlage beigefügtem Formular „Betrei-
berwechsel“ mitzuteilen.

2. Immissionsschutz

2.1 Die WKA wird beurteilt nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm – 
TA Lärm (GMBl. 1998 Nummer 26 vom 26. August 1998). Die der WKA am nächs-
ten gelegenen Gebäude mit schutzbedürftigen Wohnräumen liegen im Außenbe-
reich. Die TA Lärm nennt für diese Wohnraumarten die unten aufgeführten Immis-
sionsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier genehmigten WKA berücksichtigt 
wurden.

Außenbereich, beurteilt wie Mischgebiet:

Bescheid Az. G40/2025/219 Seite 21 von 53

mailto:flf@dfs.de?subject=Flugsicherung


digitale Ausfertigung / Kopie

tags 60 dB(A) – 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr
und
nachts 45 dB(A) – 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr

Eine WKA wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Lärm relevant ein, 
wenn der Schallimmissionspegel größer ist als der Immissionsrichtwert (IRW) mi-
nus 10 dB(A).

2.2 Bei Überschreitung des Schallleistungspegels (LWA) sind lärmmindernde Maßnah-
men vorzunehmen. Dazu zählt auch die Einschränkung des Nachtbetriebs oder 
eine weitere Einschränkung der Leistung oder Drehzahl.

3. Naturschutz

Für die mit der Erschließung außerhalb der Anlagenflurstücke verbundenen natur-
schutz-rechtlichen Eingriffe (z.B. Flächenversiegelungen, Grabenverrohrungen, 
Baumfällungen, Knickrodung) ist ein gesonderter Antrag bei der Unteren Natur-
schutzbehörde rechtzeitig vor Beginn der Erschließungsarbeiten einzureichen. 
Dies gilt für die im LBP vom 8. Januar 2026 bereits dargestellten/bilanzierten Ein-
griffe sowie ggf. erforderliche Änderungen dieser. 

Insofern für solche Eingriffe auch eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich 
wird, wird nachdrücklich empfohlen, diese Eingriffe gebündelt zu beantragen.

4. Baurecht

4.1 Die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Vorschriften wird (mit Ausnahme beantrag-
ter Abweichungen; in diesem Antrag wurden aber keine Abweichungen beantragt) 
im Vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nicht geprüft und liegt in der Verant-
wortung der Entwurfsverfasserin.

4.2 Überschlägig gesichtet wurden keine Baurechtsverstöße festgestellt, so dass die 
für das Vorhaben beantragte Baugenehmigung im Rahmen der Genehmigung 
nach dem BImSchG aus Sicht der Baubehörde des Kreises Nordfriesland mit er-
teilt werden kann, wenn die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

4.3 Da das Bodengutachten noch fehlt, können abschließende Aussagen zur Grün-
dung noch nicht gemacht werden; insoweit können auch keine Unterlagen zum 
Fundament sinnvoll vorliegen. Die Prüfung der Standsicherheit, soweit erforder-
lich, kann auch nach Genehmigung beauftragt werden. Die Übermittlung der Un-
terlagen zur Standsicherheit an den Prüfingenieur erfolgt mittlerweile in der Regel 
direkt durch die Aufsteller der Nachweise digital über das ELBA-Portal. Es wird da-
her vorgeschlagen, den Prüfingenieur für Standsicherheit erst zu beauftragen, 
wenn das Bodengutachten vorliegt. Sobald dieses vorliegt, bzw. wenn die Beauf-
tragung doch bereits jetzt erfolgen soll, ist die Baubehörde darüber zu informieren.
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5. Wasser, Boden, Abfall

5.1 Ist für die Herstellung der Fundamente eine temporäre, geschlossene Wasserhal-
tung erforderlich, so ist hierfür gesondert, je nach Art und Umfang, ggf. eine was-
serrechtliche Erlaubnis bei der Unteren Wasserbehörde (UWB) zu beantragen.

Da das Bodengutachten noch fehlt, können abschließende Aussagen zur Grün-
dung noch nicht gemacht werden; insoweit können auch keine Unterlagen zum 
Fundament sinnvoll vorliegen. Ein Prüfingenieur für Standsicherheit wird erst 
beauftragt, wenn das Bodengutachten vorliegt. Insoweit ist die Baubehörde zu be-
nachrichtigen, wenn dieses vorliegt.

Hinweise des Wasser- und Bodenverbandes Karlumer Au:

5.2 Kreuzungen oder Parallelverlegungen von Siel- und Hauptverbandsanlagen durch 
Ver- und Entsorgungsleitungen: 
Es ist generell zu beachten, dass bei der Herstellung und dem Betrieb von Infra-
struktureinrichtungen für die WKA die Funktion und Durchgängigkeit bzw. die Ab-
messung der vorhandenen Gewässer und Gräben nicht durch eingebrachtes Ma-
terial oder Böschungsverdrückungen durch Bodenauflast beeinträchtigt werden 
darf. 

5.3 Für entstehende Schäden an Verbandsanlagen haftet der Betreiber der WKA und 
sämtliche Rechtsnachfolger. Etwaige Eintragungen durch Bautätigkeit von Boden, 
Bauschutt, Unrat und Baustellenabfälle in (Haupt)-Verbandsgewässerprofile sind 
vollständig, umgehend und unaufgefordert dort wieder zu entfernen. 

5.4 Sollten bei der Verlegung möglicher Rohr- oder Kabeltrassen Verbandsanlagen 
gekreuzt werden, sind dafür noch Planunterlagen vorzulegen und entsprechende 
Vereinbarungen mit den entsprechenden Verbänden zu treffen. Die Anlagen Dritter 
sind örtlich festzustellen und zu beachten.

5.5 Im Plangebiet befinden sich zahlreiche Verbands- und Hauptverbandsanlagen so-
wie Parzellengräben und Wegeseitengräben, die sich in der Unterhaltung der Ge-
meinde oder der Anlieger befinden und das Gesamtentwässerungssystem des 
Wasser- und Bodenverbandes, der Großräume Karlum, Braderup und Tinningstedt 
sowie des Hauptverbandes und der umgebenden Köge und Regionen bilden. Die-
ses Gesamtentwässerungssystem darf in keiner Form gestört oder negativ beein-
trächtigt werden bzw. Situationen zum Nachteil Dritter entwickeln. Die Funktionali-
tät dieses komplexen Systems ist zu beachten und zu erhalten. Etwaige erforderli-
che oder gewünschte Grabenverfüllungen müssen gesondert beantragt und ge-
nehmigt werden.

5.6 Es wird darauf hingewiesen, dass satzungsgemäß (siehe im Internet unter 
www.deichbauamt.de) nur unbelastetes Wasser mittelbar und unmittelbar in die 
Verbands- und Hauptverbandsgräben sowie deren Verrohrungen eingeleitet wer-
den darf. Es ist bei Neueinleitungen oder Änderungen an den bestehenden Anla-
gen dafür eine Wasserrechtliche Genehmigung des Kreises Nordfriesland einzu-
holen. Dem betroffenen Verband sind über den DHSV SWBS in diesem Falle zeit-
gleich die entsprechenden Entwässerungsplanungsunterlagen mit der Einleit-
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mengenberechnung zur Beteiligung vorzulegen. Dies gilt auch für temporäre Ein-
leitungen beispielsweise durch Brunnen, Grundwasserabsenkungen oder Funda-
mententwässerungen. 

5.7 Grundsätzlich ist zu beachten, dass ebenfalls satzungsgemäß zwischen der Bö-
schungsoberkante der Hauptverbands- und Verbandsgewässer sowie Rohrlei-
tungsachsen und neu herzustellenden befestigten Flächen, Bepflanzungen, Ein-
bauten, Randeinfassungen, Versiegelungen, Knickwällen, Teichen, Fundamenten, 
Bäumen, Aufwuchs, Bäumen, und Bauwerken sowie deren Auslegern und Anbau-
ten beidseitig und durchgängig ein mindestens fünf Meter breiter Streifen zur Nut-
zung durch den DHSV SWBS, den Sielverband, die Wasser- und Bodenverbände 
und bevollmächtigte Dritte für Arbeiten und Unterhaltungen an den Gewässern 
und Verbandsanlagen komplett freizuhalten ist.

5.8 Des Weiteren ist den genannten Befugten die Zugänglichkeit für Großgeräte, Ge-
räte, Fahrzeuge und Personal zu Ihren Gewässern und Anlagen weiterhin zu er-
halten und jederzeit und allerorts zu gewährleisten.

5.9 Das Risiko der Überflutung und von Wasserschäden im Windpark ist durch den 
Antragsteller selbst zu tragen ebenso wie die Entwässerungsverantwortung für die 
gesamten Windenergieanlagen. Die Betreiber der WKA müssen die Entwässerung 
ihrer Anlagen und deren trockene Standsicherheit selber sicherstellen und ge-
währleisten. Etwaige aus Starkregen- und Hochwassersituationen entstehende 
Kosten gehen nicht zu Lasten der einzelnen Verbände und des Hauptverbandes. 
Diese Verantwortlichkeit gilt für alle Anlagenbetreiber im Plangebiet. Die Räumung 
der Parzellengräben in und an den Plangebieten kann nach Bedarf durchgeführt 
werden, die ordnungsgemäße Entwässerung des Windparks obliegt jedoch in al-
leiniger Verantwortung und für die gesamte Fläche dem Antragsteller und Betrei-
ber sowie dem Flächeneigentümer.

5.10 Sollten bereits im Rahmen der Bauleitplanung neu zu errichtende Zuwegungen zu 
den Anlagen über Verbandsgewässer oder Kabeltrassen ausgewiesen werden, die 
Verbandsgewässer queren oder die Abstandflächen unterschreiten, ist dies im 
Vorfeld mit dem Verband abzustimmen. 

5.11 Weitere Anforderungen können sich im Rahmen der späteren Bauplanung insbe-
sondere im Hinblick auf die Nutzung und Dimensionierung von Zuwegungen und 
deren Verrohrungen (bei Neubau ist zusätzlich eine Genehmigung des Kreises 
Nordfriesland einzuholen), auf Kabelführungen und Gewässerquerungen, auf die 
Sicherstellung der Zugänglichkeit zu Verbandsanlagen und die erforderlichen Tore 
in Zaunanlagen, auf die Nutzung der Unterhaltungsstreifen u.a. für die Ablage von 
Grabenräumgut, auf eventuelle Maßnahmen zur Wasserhaltung während der Bau-
phase, auf Gründungsmaßnahmen, auf eventuelle Einleitung des Niederschlags-
wasser von Nebenanlagen sowie auf die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit 
der Verbandsanlagen ergeben.

5.12 Negative Einflüsse auf Entwässerungssituationen und Anlagen Dritter sind durch 
den Antragsteller in Eigenregie vollständig zu regulieren. Den Verbänden sind hier-
bei sämtliche Kosten von der Hand zu halten. Weitere Informationen, Hinweise 
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und Anforderungen bezüglich des Umganges mit Verbandsanlagen des Hauptver-
bandes, der Sielverbände sowie der Wasser- und Bodenverbände finden sich 
ebenfalls im Internet unter www.deichbauamt.de 

5.13 An Verbandsanlagen auftretende Schäden im Zuge des Vorhabens sind dem Ver-
band umgehend zu melden, entstehende Schäden unterliegen der Haftung der 
Windenergiebetreiber. Dem Hauptverband sowie Siel- bzw. Wasser- und Boden-
verband sind sämtliche mit dem Vorhaben entstehenden Kosten von der Hand zu 
halten. Der Haupt-, Siel- bzw. Wasser- und Bodenverband übernimmt zudem für 
Schäden an unsachgemäß aufgestellten Windenergieanlagen und deren Zubehör, 
die während der Unterhaltungsarbeiten an Verbandsanlagen auftreten, keine Haf-
tung.

5.14 Weitere Hinweise zu sowie Bedingungen und Anforderungen durch die 
(Haupt-)Verbandsanlagen finden sich im Bedarfsfalle auf der Internetseite des 
DHSV SWBS. Auf deren Beachtung sind die Käufer, Pächter, Beteiligten, Betrei-
ber, Nutzer und Anlieger seitens des Antragstellers verbindlich hinzuweisen. Auf 
die Verbandssatzung ist dabei verbindlich hinzuweisen.

5.15 Die entsprechenden Details zu etwaigen Entwässerungsmaßnahmen und Einleit-
mengen sind im weiteren Verlauf der Planung dem WBV Karlum-Au über den 
Deich- und Hauptsielverband Südwesthörn-Bongsiel zur Beteiligung vorzulegen.

6. Arbeitsschutz

6.1 Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in 
der Eigenverantwortung des Betreibers bzw. des Arbeitgebers. Die einschlägigen 
staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhängig vom Genehmigungsbe-
scheid zu beachten und einzuhalten.

6.2 Die Betreiberin/Der Betreiber hat eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 3 Be-
triebssicherheitsverordnung (BetrSichV) durchzuführen und das Ergebnis zu doku-
mentieren.

6.3 Die Anlagenkennzeichnung sollte auch schon während der Errichtung der WKA 
von der Zuwegung aus lesbar an den Anlagen angebracht werden.

6.4 Der Aufzug ist gemäß §§ 15 und 16 BetrSichV vor Inbetriebnahme und in der Fol-
ge wiederkehrend durch Sachverständige einer zugelassenen Überwachungsstel-
le (ZÜS) für überwachungsbedürftige Anlagen zu prüfen.

6.5 Der Aufzug soll über eine Hol- bzw. Notholfunktion im Turmfuß verfügen.

6.6 Wenn die WKA nicht den grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzan-
forderungen nach Anhang I der Maschinenrichtlinie bzw. Maschinenverordnung 
entspricht, sind wirksame Vorkehrungen zum Schutz der Sicherheit und Gesund-
heit von Personen auf Grundlage einer Gefährdungsbeurteilung durch den Betrei-
ber zu treffen (§ 4 BetrSichV).
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6.7 Die Betreiberin/Der Betreiber hat sicherzustellen, dass sie bzw. er vom Hersteller 
über Sicherheitsmeldungen (Saftey Alerts) für seinen Anlagentyp und den darin 
verbauten Anlagenteilen wie z. B. Aufzugsanlage umgehend informiert wird. Auf 
Grundlage der Safety Alerts müssen durch den Betreiber unverzüglich geeignete 
Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit ei-
gener oder Beschäftigter anderer Unternehmen ergriffen werden.

6.8 Die Anzahl und Positionierung der Anschlagpunkte muss den vorgesehenen Ar-
beitsabläufen, ergonomischen Grundsätzen und den Vorgaben aus dem Rettungs-
konzept für eine unverzügliche technische und medizinische Rettung entsprechen. 
Hierbei ist zu beachten, dass die Beschäftigten und Einsatzkräfte zwischen den 
Anschlagpunkten keine ungesicherten Wege zurücklegen dürfen/müssen. An-
schlagpunkte sind gemäß DIN EN 795 zu kennzeichnen. Prüfbescheinigungen 
sind auf der Anlage vorzuhalten.

6.9 Der Betreiber hat gemäß § 11 BetrSichV sicherzustellen, dass Beschäftigte und 
andere Personen bei einem Unfall oder bei einem Notfall unverzüglich gerettet 
und ärztlich versorgt werden können.

6.10 Auf Basis der Gefährdungsbeurteilung muss der Betreiber ein Rettungskonzept für 
das Retten aus allen Teilen der Anlage erstellen. Die Anforderungen der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) Regel 112-199, der DGUV Infor-
mation 203-007, DIN EN 50308 und IEC TS 61400-30 sind zu berücksichtigen.

6.11 Die vom Hersteller übersendeten Rettungs- und Evakuierungskonzepte des ge-
wählten Anlagentyps ersetzen nicht das projektspezifische Rettungskonzept, soll-
ten aber für die Erstellung des Rettungskonzeptes mit herangezogen werden.

6.12 Den Einsatzkräften der Feuerwehr, der nächstgelegenen Höhenrettungsgruppe 
und des Rettungsdienstes bzw. der koordinierenden Leitstelle sind mindestens fol-
gende Informationen zur Verfügung zu stellen:

• Lageplan der WKA mit Identifikationsnummer, Anfahrtsskizze; Koordinaten;

• technische Angaben zur Anlage wie Anlagentyp, Nabenhöhe, Rotordurchmes-
ser, hochspannungsführende Teile 

• ggf. Notfallkontakt mit Zugangsberechtigung zur WKA

Die Einzelheiten sind mit den örtlich zuständigen Einsatzkräften rechtzeitig vor Er-
richtungsbeginn abzustimmen.

6.13 Für die Errichtung und den Rückbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung 
zu berücksichtigen. Auf die Vorankündigung gemäß § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemäß § 2 Absatz 3 Bau-
stellenverordnung den/die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in ge-
mäß § 3 Absatz 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage für spätere Arbeiten 
gemäß § 3 Absatz 2 Nr. 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zuständige 
Behörde ist das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit.
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7. Denkmalschutz

7.1 Der überplante Bereich befindet sich in einem archäologischen Interessengebiet. 
Dieses archäologische Interessengebiet dient zur Orientierung, dass mit einem er-
höhten Aufkommen an archäologischer Substanz das heißt mit archäologischen 
Denkmalen zu rechnen ist.

7.2 Daher wird auf § 15 DSchG SH wie folgt hingewiesen: Wer Kulturdenkmale ent-
deckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der 
oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die 
Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des 
Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund ge-
führt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 
Die Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem 
Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von 
vier Wochen seit der Mitteilung.

7.3 Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbe-
schaffenheit.

8. Versorgungsanlagen (Deutsche Telekom)

Es besteht keine Verpflichtung seitens der Telekom Windenergieanlagen an das 
öffentliche Telekommunikationsnetz der Telekom anzuschließen. Gegebenenfalls 
ist dennoch die Anbindung an das Netz der Telekom auf freiwilliger Basis und un-
ter der Voraussetzung der Kostenerstattung durch den Vorhabenträger möglich. 
Hierzu ist jedoch eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung des Vorha-
benträgers mit der der Deutschen Telekom Technik GmbH erforderlich.

9. Straßenbau

9.1 Es muss sichergestellt werden, dass von den Rotoren der Windkraftanlage bei 
entsprechender Witterung weder Feuchtigkeit, noch Eisstücke auf die öffentlichen 
Verkehrsflächen gelangen.

9.2 Weiterhin sind die Oberflächen der Anlage so auszugestalten, dass keine Reflekti-
onen entstehen, durch die Verkehrsteilnehmer geblendet werden können.

9.3 Für die Zufahrt vom Grundstück zur Landesstraße 301 gelten die Bestimmungen 
der dem Antragsteller erteilten Sondernutzungserlaubnis Nr. L301 - 18/2019 vom 
14.10.2019. 

9.4 Es wird darauf hingewiesen, dass eventuell (evtl.) erforderlich werdende Verbreite-
rungen der Einmündungen von Gemeindestraßen/-wegen in Straßen des überörtli-
chen Verkehrs (Bundes-, Landes-, Kreisstraßen) nur im Einvernehmen mit dem 
Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, 
erfolgen können.
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Gegebenenfalls sind dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Hols-
tein, Standort Flensburg rechtzeitig vor Beginn und in vorheriger Absprache mit 
dem zuständigen Leiter der Straßenmeisterei Leck durch die betroffene Gemeinde 
prüffähige Planunterlagen zur Genehmigung und zum Abschluss einer Vereinba-
rung vorzulegen.

9.5 Die Erlaubnis von temporären Umbaumaßnahmen an Bundes- Landes- und Kreis-
straßen zur Realisierung von Großraum- und Schwertransporten (GST) wird Be-
standteil der straßenverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-Er-
laubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis zu 
übernehmen.

9.6 Zur Koordination der erforderlichen Maßnahmen sind die Fahrtrouten (Strecken-
protokoll) und die geplanten Maßnahmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und 
Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg rechtzeitig vor Beginn der Arbei-
ten und Transporte abzustimmen.

9.7 Bei dem Vorhaben liegen keine Betroffenheiten von planverfestigten Kompensati-
onsflächen oder Querungshilfen sowie damit verbundener Korridore des Landes-
betriebes Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein vor.

10. Luftverkehr – zivil –

10.1 Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der ge-
nannten Nachweisführung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbe-
hörde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbe-
triebnahme der BNK erst nach Vorlage der genannten Unterlagen erfolgt.

10.2 Beim Standortnachweis muss nachgewiesen werden, dass am Hubschrauberlan-
deplatz Niebüll (Kreiskrankenhaus) bis zum Boden detektiert wird, so dass dort 
startende Luftfahrzeuge sofort zu einer Aktivierung der BNK führen.

10.3 Bei Nichteinhaltung der Auflagen unter Punkt 2.10 behält sich die Luftfahrtbehörde 
eine Prüfung gemäß § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefährlichen Eingriff in den 
Luftverkehr vor. Es wird darauf hingewiesen, dass die Veränderung der Leucht-
stärke und -richtung der Kennzeichnung einen gefährlichen Eingriff in den Luftver-
kehr darstellt und gemäß § 315 StGB mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren bestraft werden kann.

10.4 Zivile Anlagenschutzbereiche gemäß § 18a LuftVG sind nicht betroffen.

10.5 Anträge zur Aufstellung von Kränen für die Errichtung der Windkraftanlage, brau-
chen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach § 14 LuftVG gilt hiermit 
als erteilt. 
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V Antragsunterlagen

Nachfolgend aufgeführte Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbeschei-
des.

Nr. Benennung

1. Antrag

1.1 Antrag für eine Genehmigung oder eine Anzeige nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG)
Kurzbeschreibung
Auszug aus dem Handelsregister
Standortkoordinaten

2. Lagepläne

2.1 Topographische Karte 1:11.000
Hinweis zur Bauleitplanung
Topographische Karte 1:25.000

2.2 Lageplan 1:5.000

2.3 Übersichtsplan (Auszug aus der Liegenschaftskarte) (§ 7 BauVorlVO)

2.5 Bauzeichnungen (§ 8 BauVorlVO)

3. Anlage und Betrieb

Allgemeine Beschreibung 3-MW-Plattform

Leistungsspezifikationen

4. Emissionen und Immissionen im Einwirkbereich der Anlage

Emissionen: Beantragte Schallleistungspegel

Eingangsgrößen für Schallimmissionsprognosen

Verzichtserklärung zum Aktenzeichen G40/2019/166

Schalltechnisches Gutachten; Akustik Busch; Berichts Nummer 690725gkf01_R01 
vom 30. Januar 2026

Schattenwurfprognose; Akustik Busch; Berichts Nummer 690725gkp02 vom 18. 
Juli 2025

5. Messung von Emissionen und Immissionen sowie Emissionsminderung

Vestas Schattenwurf-Abschaltsystem

6. Anlagensicherheit

Interne Einschätzung zur Störfall-Verordnung 12. BImSchV

7. Arbeitsschutz

7.1 Evakuierungs-, Flucht- und Rettungsanweisungen; Vestas Dokumenten-Nummer 
0056-9685 V09

Notbeleuchtung an Vestas Windenergieanlagen; Vestas Dokumenten-Nummer 
0040-0154 V04

Ergänzende Angaben zum Arbeitsschutz

Allgemeine Angaben zum Arbeitsschutz
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Nr. Benennung

8. Betriebseinstellung

8.1 Ergänzende Angaben zum Rückbau

8.2 Rückbauverpflichtung

Nachweis der Herstellkosten; Vestas Dokumenten Nummer 0049-3961.V03

Nachweis der Rohbaukosten; Vestas Dokumenten Nummer 0049-9502.V04

Nachweis der Rückbaukosten; Vestas Dokumenten Nummer 0049-9511.V03

9. Abfälle

9.1 Angaben zum Abfall

10. Abwasser

Abwasserentsorgung
Ergänzende Unterlagen zur Niederschlagsentwässerung

11. Wassergefährdende Stoffe

Angaben zu wassergefährdenden Stoffen

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen; Sicherheitsdatenblätter

12. Bauvorlagen und Brandschutz

Formular "Erforderliche Angaben im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren

Bauantrag nach § 63 Landesbauordnung

Baubeschreibung

Bauvorlagenberechtigung

Allgemeine Spezifikation des Vestas-Brandschutzes

Prüfbescheid für eine Typenprüfung; TÜV Süd gültig bis 13.04.2027

Parameter-Input zur Grenzabstandsberechnung

Rotortiefen für die Ermittlung der Abstandsflächen in Schleswig-Holstein

Erforderliche Angaben im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
für Windkraftanlagen

Herstellererklärung CE-Kennzeichnung nach EU-Maschienenrichtlinie

Übersicht Grundstückseigentümer

13. Natur, Landschaft, Bodenschutz

Vorprüfung nach § 34 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

Sonstiges:

Antwort auf Nachforderungen zum LBP

Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP); GFN; vom 8. Januar 2026

Ökokontovertrag vom 29. August 2025

Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP); GFN; vom 29. September 2025

Vestas Fledermausschutzsystem; Allgemeine Beschreibung vom 1. Juli 2022
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Nr. Benennung

Faunistisches Fachgutachten und Artenschutzrechtliche Prüfung gemäß § 44 Ab-
satz 1 BNatSchG; GFN; vom 29. September 2025

14. Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

Klärung des UVP-Erfordernisses

Allgemeine Informationen über die Umweltverträglichkeit von Vestas Windenergie-
anlagen

Unterlage für die Allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht; Scree-
ning-Unterlage vom 29. September 2025

16. Anlagenspezifische Antragsunterlagen

Standortkoordinaten

Planungsrechtliche Grundlage

Blitzschutz und elektromagnetische Verträglichkeit

Gutachten zum Eiswurf an Windenergieanlagen; I17-EW-2025-161 Rev.01 vom 
20. März 2026

Gutachten zur Standorteignung von Windenergieanlagen; I17-SE-2025-659 
Rev.01 vom 20. März 2026

Vestas-Prüfprotokoll für Wartung nach drei Monaten

Anforderungen an Transportwege und Kranstellflächen

Standortkoordinaten

Aufbau LightManager-System; WuF Windenergie und Flugsicherheit GmbH

Vestas Allgemeine Spezifikation Gefahrenfeuer

17. Sonstige Unterlagen

Formular Richtfunk-Bauleitplanung

Flächenbetrachtung

Angaben zum Wasser- und Bodenverband

Datenliste Betreiberin

B Begründung

I Sachverhalt / Verfahren

1. Antrag nach § 4 BImSchG

Die Firma BWP Am Ochsenweg GmbH & Co. KG, Lundsackerweg 12a, 25923 
Braderup hat mit Datum vom 17. Oktober 2025 beim Landesamt für Umwelt den 
Antrag auf eine Neugenehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Wind-
kraftanlage gestellt. 

Der vorgesehene Standort der ortsfesten Anlage befindet sich in 25923 Lexgaard, 
Gemarkung Lexgaard, Flur 3, Flurstück 62.
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Mit der beantragten Genehmigung sollen folgende Maßnahmen realisiert werden:

• Herstellung der Zufahrtswege und Stellflächen auf dem Betriebsgrundstück 

• Herstellung des Fundaments mit Pfahlgründung

• Errichtung der Windkraftanlage

• Integration der Nachtkennzeichnung der WKA in ein System der bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung (BNK-System).

2. Genehmigungsverfahren

Die beantragte Errichtung und der Betrieb der Windkraftanlage am oben angege-
benen Standort bedarf einer Genehmigung nach § 4 BImSchG, da das Vorhaben 
in besonderem Maße geeignet ist, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen 
oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, er-
heblich zu benachteiligen oder erheblich zu belästigen.

Bei der beantragten Anlage handelt es sich um eine Anlage zur Nutzung von 
Windenergie mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern und weniger als 20 
Windkraftanlagen.

Sie fällt daher unter die Nummer 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV, so dass 
gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 der 4. BImSchV ein vereinfachtes Genehmigungs-
verfahren (ohne Öffentlichkeitsbeteiligung) gemäß § 19 BImSchG durchgeführt 
wurde.

Gemäß § 2 Nummer 3 der Landesverordnung über die zuständigen Behörden 
nach immissionsschutzrechtlichen sowie sonstigen technischen und medienüber-
greifenden Vorschriften des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) ist das LfU die zu-
ständige Behörde für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens.

2.1 UVP-Pflicht

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um ein Vorhaben nach Nummer 
1.6.2 der Anlage 1 zum UVP-Gesetz (UVPG). Anlässlich des immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahrens wurde gemäß §§ 5, 7 UVPG in Verbindung 
mit Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG in einer allgemeinen Vorprü-
fung des Einzelfalls festgestellt, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzuführen ist.

Es sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten wegen 
folgender Merkmale des Vorhabens, des Standortes und folgender durch den Vor-
habenträger getroffenen Vorkehrungen:

Erhebliche zusätzliche Umwelteinwirkungen sind vorliegend im Bereich der Schal-
limmissionen sicher auszuschließen, da der Vorhabenträger Verminderungsmaß-
nahmen in Form einer nächtlich reduzierten Betriebsweise bei der Antragstellung 
berücksichtigt hat. Bezüglich des Schattenwurfs wird durch die Installation eines 
Schattenwurfmoduls sichergestellt, dass an den betroffenen Immissionsorten die 
zulässigen Beschattungsdauern nicht überschritten werden. 
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Aufgrund der Entfernung zu den nächstgelegenen Wohnhäusern (mindestens 
zweifache Gesamthöhe) ergibt sich durch das Vorhaben für die Anwohner keine 
bedrängende Wirkung, die als erheblich einzustufen wäre. Eine zusätzliche erheb-
liche landschaftliche Beeinträchtigung ist aufgrund der bestehenden Vorbelastung 
nicht zu erwarten. Um visuelle Beeinträchtigungen zu reduzieren, sind eine geeig-
nete Farbgebung zur Vermeidung von Lichtreflexionen sowie die Installation einer 
bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) vorgesehen.

Ein Artenschutzbericht gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG und der Landschaftspfle-
gerische Begleitplan zeigen im Ergebnis, dass mit keiner erheblichen Einwirkung 
auf das Schutzgut Vogel oder Fledermaus bei Berücksichtigung von Vermeidungs-
maßnahmen zu rechnen ist.

Die Erhaltungsziele von Natura 2000-Gebieten sind aufgrund der Entfernungen 
nicht betroffen. Erhebliche negative Auswirkungen auf die Schutzziele, Lebens-
raumtypen und geschützte Arten sind nicht zu besorgen. Ein Verlust oder die Ent-
wertung wertvoller Lebensräume ist nicht zu erwarten. Auch bestehen keine An-
haltspunkte, dass mit einer Beeinträchtigung relevanter Schutzgebiete oder wert-
voller Kulturgüter zu rechnen ist.

Im Rahmen der überschlägigen Prüfung der nach Anlage 3 des UVPG eingereich-
ten Unterlagen des Vorhabenträgers wurde somit festgestellt, dass eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach Einschätzung des Landesamtes für Umwelt nicht er-
forderlich ist, da das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen erwarten lässt, die nach § 25 UVPG bei der Genehmigungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.

Im Rahmen der Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen haben sich auch 
durch die Behördenbeteiligung keine Hinweise oder Sachverhalte ergeben, die 
eine gegenteilige Entscheidung oder erneute Prüfung begründet hätten.

Das Ergebnis der Vorprüfung ist im zentralen Informationsportal der Länder über 
Umweltverträglichkeitsprüfungen www.uvp-verbund.de unter dem Verfahrenstyp 
„negative Vorprüfungen“ bekannt gemacht worden.

2.2 Erfordernis einer Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG

Nach § 34 Absatz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Verträg-
lichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura-2000-Gebiets zu überprüfen, wenn 
sie einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Projekten geeignet sind, das Ge-
biet erheblich zu beeinträchtigen.

In der Umgebung des beantragten Vorhabens befinden sich folgende Natura 
2000-Gebiete:

• FFH-Gebiet 1119-303 „Süderlügumer Binnendünen“ (ca. 1.800 m zur WKA), 

• FFH-Gebiet 1219-301 „Leckfeld“ (ca. 3.000 m zur WKA).
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Für die Natura 2000-Verträglichkeit sind nur diejenigen Wirkfaktoren von Bedeu-
tung, die sich auf die Erhaltungsziele des Natura 2000-Gebiets und die für den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile auswirken können. 

Es erfolgt kein Eingriff in die oben genannten Gebiete. Auch sind aufgrund der Ent-
fernungen zu dem Vorhaben keine Natura 2000 relevanten Einwirkungen, die ein 
Natura 2000-Gebiet erheblich beeinträchtigen können, zu erwarten. Nachteilige 
Auswirkungen auf die jeweiligen Erhaltungsziele oder auf die für den Schutzzweck 
maßgeblichen Bestandteile können sicher ausgeschlossen werden.

Somit bleibt festzustellen, dass eine Verträglichkeitsprüfung des Vorhabens ge-
mäß § 34 BNatSchG nicht erforderlich ist.

2.3 Behördenbeteiligung

Nach Prüfung der eingereichten Antragsunterlagen auf Vollständigkeit wurden ge-
mäß § 10 Absatz 5 BImSchG und § 11 der Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren (9. BImSchV) von folgenden Behörden, deren Aufgabenbereiche durch 
das Vorhaben berührt werden, Stellungnahmen zum Genehmigungsantrag einge-
holt:

• Kreis Nordfriesland mit den Fachbereichen: 

– Bauaufsicht,

– Brandschutz,

– Denkmalschutz

– Wasser, Boden, Abfall

– Naturschutz

• Gemeinde Lexgaard und Nachbargemeinde Tinningstedt über das Amt Süd-
tondern

• Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit

• Archäologisches Landesamt, Schleswig, als Obere Denkmalschutzbehörde

• Autobahn GmbH des Bundes

• Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein, 
Niederlassung Flensburg (Straßenbau)

• Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein, 
Niederlassung Kiel (Luftfahrt)

• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr

• Bundesnetzagentur

• Dataport Digitalfunknetz BOS Niederlassung Hamburg
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• Deutsche Telekom Technik GmbH Richtfunk-Trassenauskunft über Ericsson 
Services GmbH

• Deutsche Telekom Technik GmbH PTI 11 – Planungsanzeigen

• Deich- und Hauptsielverband Südwesthörn-Bongsiel

• Gasunie Deutschland Transport Services GmbHAbt. GBL – Planfragen Dritter

• Kreis Nordfriesland – Der Landrat – Fachbereich Regionalentwicklung, Bau 
und Umwelt

• Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie

• Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung – Untere 
Forstbehörde

• Landesamt für Umwelt des Landes Schleswig-Holstein – Obere Naturschutz-
behörde

• Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport – Landesplanung

• Schleswig-Holstein Netz – Netzcenter Niebüll

• TenneT TSO GmbH, Lehrte

Die von diesen Behörden eingegangenen Stellungnahmen wurden im Genehmi-
gungsbescheid unter anderem in Form von Nebenbestimmungen und Hinweisen 
berücksichtigt.

II Sachprüfung

Die Voraussetzungen für die Erteilung der beantragten Genehmigung sind in 
§ 6 BImSchG aufgeführt. Danach muss die Erfüllung der sich aus § 5 BImSchG 
und einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsvorschrift ergebenden 
Pflichten sichergestellt sein und es dürfen keine anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der An-
lage entgegenstehen.

1. Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG

Zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt ist im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens geprüft worden, ob die sich aus § 5 
BImSchG ergebenden Grundpflichten für Betreiber genehmigungsbedürftiger An-
lagen erfüllt werden.

1.1 Schutz- und Abwehrpflicht vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen für die Allge-
meinheit und die Nachbarschaft, das heißt, Verhinderung von konkret bzw. beleg-
bar schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG)

Nach § 3 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen „Immissionen, die nach 
Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
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hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufüh-
ren“.

Bei dem beantragten Vorhaben sind dies insbesondere Umwelteinwirkungen, die 
durch Schallemissionen, Schattenwurf, Turbulenzen im Nachlauf der Anlagen und 
Eiswurf hervorgerufen werden können.

Die Anforderungen gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG sind erfüllt, wenn 
durch die eingereichten Unterlagen dargelegt oder durch Nebenbestimmungen si-
chergestellt ist, dass von der Anlage keine schädlichen Umwelteinwirkungen und 
sonstigen Gefahren, erhebliche Nachteile und erheblichen Belästigungen für die 
Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können.

Die Auflage 2.2.1 dient der rechtzeitigen Information der zuständigen Behörde, da-
mit im Falle einer Störung des Betriebes frühzeitig geeignete Maßnahmen ergriffen 
werden können und somit die Allgemeinheit und die Nachbarschaft vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ge-
schützt werden.

Das alleinige Ansprechen von Alarm-, Sicherheits- oder Schutzeinrichtungen ohne 
einen Stoffaustritt, Schadensfall oder ähnlichem löst in der Regel noch keine Mel-
depflicht aus.

1.1.1 Schall

Zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft durch schädliche Umwelt-
einwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG) durch Geräusche sind die Vor-
gaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) maßgeblich. 
Außerdem ist der Erlass des MEKUN vom 19. Mai 2025 zur Einführung der aktuel-
len LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in Schleswig-
Holstein zu berücksichtigen.

Die der Windkraftanlage am nächsten gelegenen Gebäude mit schutzbedürftigen 
Räumen liegen im Außenbereich. Die TA Lärm nennt für solche Wohnräume die im 
Hinweis 2.1 aufgeführten Immissionsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier 
genehmigten WKA berücksichtigt wurden.

Eine Windkraftanlage wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Lärm re-
levant ein, wenn der Schallimmissionspegel größer ist als der Immissionsrichtwert 
(IRW) minus 10 dB(A).

Grundlage für die Beurteilung der Schallimmissionen in der Umgebung der hier 
genehmigten Windkraftanlage ist die Schallimmissionsprognose des Ingenieurbü-
ro für Akustik Busch, Berichtsnummer: 690725gfk01_R01 vom 30. Januar 2026. 
Hinsichtlich der Gebietseinstufung und das damit verbundene Schutzniveau der 
maßgeblichen Immissionsorte sowie der Teilbeurteilungspegel der Windkraftanla-
ge an den Immissionsorten wird auf die oben genannte Schallimmissionsprognose 
verwiesen.
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Danach sind tagsüber die Teilbeurteilungspegel beim Betrieb der genehmigten ve-
stas V126 mit dem von der Vestas Wind Systems A/S für den leistungsoptimierten 
Betrieb (PO1) mit Nennleistung von 3.600 kW angegebenen Schallleistungspegel 
von 106,6 dB(A) an den Immissionsorten um mindestens 10 dB(A) unter dem Im-
missionsrichtwert und somit irrelevant. Für die Tageszeit war daher keine Betriebs-
beschränkung festzusetzen.

Ausweislich der Schallimmissionsprognose wird der IRW 45 dB(A) zur Nachtzeit 
an allen maßgeblichen Immissionsorten eingehalten, wenn der Betrieb der Wind-
kraftanlage für die Zeit von 22:00 bis 06:00 Uhr auf die unter Inhaltsbestimmung A 
I 2.1 genannte Drehzahl und Leistung sowie den Betriebsmodus und der dort auf-
geführten Oktavschallleistungspegel LWA, Okt begrenzt wird. Die Festsetzung der 
Oktavschallleistungspegel LWA, Okt erfolgte auf Grundlage der in der Schallimmissi-
onsprognose verwendeten LWA, Okt und unter Berücksichtigung der Verzichtserklä-
rung für die vorhandene WEA des Typs Vestas V136-4.0/4.2 MW STE mit der 
Seriennummer 231871 bzw. Genehmigungsnummer G40/2018/037, die nachts zu-
künftig mit einem maximalen Schallleistungspegel von Lw,max = 101,7 dB(A) be-
trieben werden darf.

Bei der Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren war die obere 
Vertrauensbereichsgrenze mit einem Vertrauensniveau von 90 % mit einer Mess-
unsicherheit von σR = 0,5 dB und einer Unsicherheit des Prognosemodells von 
σProg = 1,0 dB durch einen Zuschlag von insgesamt = 1,43 dB zu berücksichtigen. 
Die Unsicherheit der Serienstreuung ist vorliegend mit einem Betrag von 1,2 dB 
ebenfalls berücksichtigt worden.

Unter A I 2.1 wird außerdem festgelegt, dass es sich weiterhin um einen genehmi-
gungskonformen Betrieb handelt, wenn entsprechend nachgewiesen wird, dass 
trotz Überschreitung einer oder mehrerer der festgesetzten Oktavschallleistungs-
pegel LWA, Okt die prognostizierten A-bewerteten Immissionspegel nicht überschrit-
ten werden.

Da für den beantragten Betriebsmode WKA keine Schallvermessung vorliegt, wur-
den für die Schallimmissionsprognose als Eingangskenngrößen die Angaben des 
Herstellers zu den Oktavschallleistungspegeln der Windkraftanlage verwendet. 
Gemäß den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen 
(WKA) vom 30. Juni 2016 soll in diesen Fällen die betreffende Windkraftanlage bis 
zur Abnahmemessung zur Nachtzeit abgeschaltet werden. Abweichend davon soll 
gemäß dem oben genannten Erlass vom 19. Mai 2025 zur Einführung der aktuel-
len LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in Schleswig-
Holstein in diesen Fällen die betreffende Windkraftanlage bis zur Abnahmemes-
sung zur Nachtzeit in einem um 3 dB(A) schallreduzierten Modus betrieben wer-
den. Daher darf die Windkraftanlage unter Berücksichtigung des oben genannten 
Sicherheitszuschlags von 3 dB(A) nachts bis zum Nachweis der Inhaltsbestim-
mung A I 2.2 nur mit der geringeren Leistung und Drehzahl betrieben werden.

Zur Überprüfung, ob die in der Genehmigung auf Grundlage der Schallimmissions-
prognose festgesetzten Oktavschallleistungspegel für die hier genehmigte Wind-
kraftanlage tatsächlich nicht überschritten werden, bedarf es der Abnahmemes-
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sung als Schallleistungsmessung. Die Auflage 2.2.2 legt die konkretisierenden An-
forderungen an die Abnahmemessung gemäß den LAI-Hinweisen zum Schallim-
missionsschutz bei WKA in Verbindung mit der Technischen Richtlinie für Wind-
energieanlagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie 
TR1, Revision 19, Stand 1. März 2021) fest.

Gemäß den LAI-Hinweisen ist der Betriebsbereich so zu wählen, dass die Wind-
geschwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet 
wird. Die emissionsseitige Abnahmemessung soll nach den Mess- und Auswerte-
vorschriften der jeweils aktuellen Fassung der FGW-Richtlinie TR 1 durchgeführt 
werden.

Die Begrenzung der Messunsicherheit soll Messungen unter störenden Bedingun-
gen, welche das Ergebnis einer Messung verfälschen, von vornherein verhindern. 
Nach dem Stand der Technik beträgt die Messunsicherheit bei einer Nachweis-
messung durchschnittlich 0,7 dB. Die Messunsicherheit wurde auf 1,0 dB be-
grenzt, da Messungen mit einer Unsicherheit oberhalb dieses Wertes nicht mehr 
geeignet sind, eine verlässliche Aussage über die festgelegten Oktavschallleis-
tungspegel zu treffen.

Die Prüfung auffälliger WKA-Geräusche ist auf den gesamten Windgeschwindig-
keitsbereich auszudehnen, um deren Immissionsrelevanz beurteilen zu können.

Der Betrieb der Windkraftanlage während der Herunterregelung durch den Netz-
betreiber im Rahmen des Einspeisemanagements (EisMan-Schaltung) wurde 
nicht in der zum Antrag gehörenden Schallimmissionsprognose betrachtet. Den-
noch bedarf es auch für diese Betriebsweise der Emissionsbegrenzung durch 
Schall. Die im Genehmigungsantrag vorgelegte Herstellererklärung zur EisMan-
Schaltung vom 21. Dezember 2020 wurde geprüft und der Betriebszustand als zu-
lässig angesehen.

Die Auflage 2.2.4 ist zur Regelung des Nachweises eines genehmigungskonfor-
men Betriebs trotz Überschreitung der gemessenen Oktavschallleistungspegel er-
forderlich. Hierfür stellt die Nichtüberschreitung der Immissionspegel des Progno-
segutachtens das höherwertigere Kriterium dar. Die Teilbeurteilungspegel an den 
Immissionsorten, die durch die Neuberechnung mit den Ergebnissen der Abnah-
memessung ermittelt werden, dürfen die Teilbeurteilungspegel des Prognosegut-
achtens der Antragsunterlagen nicht überschreiten.

In den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei WKA wurden Regelungen 
zur Tonhaltigkeit getroffen, die in die Auflage 2.2.5 übernommen wurden. Dadurch 
wird sichergestellt, dass es nicht zu erheblichen Belästigungen durch tonhaltige 
Geräusche kommt.

Der nächtliche Immissionsrichtwert wird bereits durch den bestimmungsgemäßen 
Betrieb der Windkraftanlage und unter Berücksichtigung anderer relevanter Quel-
len (z. B. weitere Anlagen) an mehreren Immissionsorten ausgeschöpft. Dies be-
deutet, dass eine Zunahme der Emissionen zu einer immissionsrelevanten Über-
schreitung beitragen würde. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn durch Ab-
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weichungen vom Regelbetrieb ton- oder impulshaltige Geräusche entstehen. Nach 
A.3.3.5 und A. 3.3.6 TA Lärm sind für ton- oder impulshaltige Geräusche Zuschlä-
ge zur Bestimmung des Beurteilungspegels erforderlich (z. B. mindestens 3 dB bei 
Tonhaltigkeit). Zudem entspricht dies Betriebsgeräusch nicht dem Stand der Tech-
nik, weshalb auch unter Berücksichtigung des Vorsorgegrundsatzes gemäß § 5 
Absatz 1 Nummer 2 BImSchG die Windkraftanlage bei Auftreten ton- oder impuls-
haltiger Geräusche nachts abzuschalten ist (Auflage 2.2.6).

Der Betrieb von Windkraftanlagen trägt nach derzeitigen Erkenntnissen aufgrund 
der Abstände zu Wohnräumen nicht zu einer Überschreitung von Anhaltswerten 
für tieffrequente Geräusche bei. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die gegen-
wärtig beantragten Windkraftanlagentypen immer höher werden und die Rotoren 
einen immer größeren Durchmesser haben. Es hat sich durch Messungen gezeigt, 
dass sich dadurch das Frequenzspektrum der WKA verschiebt. Tieffrequente 
Schallimmissionen werden mit steigender Leistung und größer werdenden Roto-
ren immer höher. Darüber hinaus ist auch festzuhalten, dass sich Bewohner von 
Häusern im Umfeld von Windkraftanlagen nicht durch eigene Maßnahmen gegen 
tieffrequenten Schall schützen können. Derzeit gibt es kein genormtes Prognose-
verfahren zur Bewertung von tieffrequenten Geräuscheinwirkungen in benachbar-
ten Innenräumen. Des Weiteren liegen häufig noch keine Emissionsdaten für den 
tieffrequenten Bereich des beantragten Anlagentyps vor. Somit werden tieffrequen-
te Geräusche im Genehmigungsverfahren nicht geprüft. Tieffrequente Geräusche 
können gemäß TA Lärm nur durch Messungen nach der DIN 45680 bei bestehen-
den Anlagen ermittelt werden. Daher ist aus Gründen der Vorsorge eine Auflage 
zur Begrenzung der tieffrequenten Geräusche festzusetzen.

Sollte es zu Beschwerden über tieffrequente Geräusche von der Windkraftanlage 
kommen, stellt die Auflage 2.2.7 sicher, dass bei einer eventuell erforderlichen 
Messung und Bewertung der tieffrequenten Geräusche nach der DIN 45680, 
Stand März 1997, die Nichtüberschreitung der Anhaltswerte durchgesetzt werden 
kann.

Die mit den Auflagen 2.2.8 und 2.2.9 vorgegebenen Pflichten zur Aufzeichnung 
der Betriebszustände sind zur Sicherstellung der Nichtüberschreitung der IRW an 
den Immissionsorten erforderlich, da nur diese eine regelmäßige Überprüfbarkeit 
der genehmigten Betriebszustände ermöglichen. So korreliert das Schallemissi-
onsverhalten einer Windkraftanlage mit der Leistung, der Rotordrehzahl und der 
Windgeschwindigkeit. Diese werden beim Betrieb der Windkraftanlage messtech-
nisch erfasst. Die Schallemissionen hingegen werden nicht permanent gemessen 
und aufgezeichnet. 

Die Begrenzung der Leistung und Drehzahl der Windkraftanlage, um die Nicht-
überschreitung der festgesetzten Oktavschallleistungspegel sicherzustellen, be-
darf zur Gewährleistung der Genehmigungsvoraussetzungen auch deren Über-
prüfbarkeit. Dieses wird über eine Aufzeichnungs- und Übermittlungspflicht an die 
zuständige Überwachungsbehörde erreicht und stellt hier den geringstmöglichen 
Aufwand dar.

Bescheid Az. G40/2025/219 Seite 39 von 53



digitale Ausfertigung / Kopie

Die Vorgabe, einheitliche Mittelungszeiträume zu verwenden, bedeutet, dass bei-
spielsweise der Leistungsertrag, der mit 10-Minuten-Mittelwerten in die Leistungs-
kurve eingeht, auch im Protokoll mit 10-Minuten-Mittelwerte angeben wird.

1.1.2 Optische Immissionen

Die maximale Reichweite des Schattenwurfs der Vestas V126 beträgt 1.717 Meter. 
Die Schattenwurfprognose (siehe Kapitel 4.10 der Antragsunterlagen) zeigt an 
sehr vielen untersuchten Immissionsorten eine Überschreitung der LAI-Richtwerte 
von 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden pro 12 Monate (Worst Case). 

Da das Prognosegutachten kein Abschaltkonzept enthält, wird durch eine Auflage 
sichergestellt, dass die genehmigte WKA keinen zusätzlichen Beitrag oberhalb der 
Richtwerte zum periodischen Schattenwurf leisten wird.

Die Richtwerte sind von der LAI empfohlen. Der Einwirkbereich ist durch den Gut-
achter der Schattenwurfprognose ermittelt worden. Die Protokolle sind über den 
Zeitraum eines Jahres aufzubewahren, da der Richtwert von acht Stunden einen 
Beurteilungszeitraum von zwölf Monaten aufweist. Die Protokollierung ist notwen-
dig für die Beweissicherung. Ohne Protokollierungspflicht wäre die Auflage nicht 
überwachbar.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass Verschmutzungen an den Sensoren ein wirksa-
mes Feststellen von Sonnenschein verhindern können. Dies soll durch die Auflage 
minimiert werden. Der mögliche zusätzliche Aufwand im Rahmen von Servicear-
beiten ist relativ gering (Auflage 2.2.11).

Der Betrieb der WKA muss so erfolgen, dass schädliche Umwelteinwirkungen be-
reits ab Inbetriebnahme nicht entstehen können. Häufig wird ein Schattenabschalt-
modul nicht vom Hersteller, sondern von einem anderen Anbieter gewählt. Dies ist 
grundsätzlich zulässig, muss jedoch umgehend nach Errichtung der WKA ange-
baut werden. Verantwortlich dafür ist nicht der Hersteller, sondern der Betreiber 
der WKA, an den sich die Auflage auch richtet (Auflage 2.2.12).

Meistens zeigen sich Fehlfunktionen der Schattenabschaltautomatik erst beim Be-
trieb der Anlage. Die Ursachen können vielfältig sein. Häufig bekommt dies der 
Betreiber der WKA gar nicht mit, sondern nur der Nachbar. Die Fehlerquellen kön-
nen sehr komplex sein. Dabei kann es nicht Aufgabe der Behörde sein, die Ursa-
chen der Fehlfunktion zu ermitteln. Die Auflage 2.2.13 soll sicherstellen, dass 
Fehlfunktionen und Ursachen schnell und wirksam erkannt und weitere Über-
schreitungen durch Schattenwurf verhindert werden.

Lichtblitzen/Discoeffekten wird durch mittelreflektierende Farben mit matten Glanz-
graden vorgebeugt. Da die vorgelegten Unterlagen diesbezüglich keine abschlie-
ßende Bewertung zulassen, wird durch eine Auflage sichergestellt, dass die WKA 
diese Anforderung erfüllt (Auflage 2.2.14).

1.1.3 Turbulenzen
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Die Standsicherheit in Bezug auf die Turbulenzeinwirkungen im Nachlauf der ge-
nehmigten WKA wurde in dem Turbulenzgutachten vom 20. Mai 2026, I17-Wind 
GmbH & Co. KG, Bericht-Nummer: I17-SE-2025-659 Rev.01 untersucht und be-
stätigt. Die Anforderungen der DIBt-Richtlinie (Deutsches Institut für Bautechnik) 
bzgl. Turbulenzen werden eingehalten, so dass diesbezüglich die Standsicherheit 
gewährleistet ist.

1.1.4 Wertminderungen

Ein erheblicher Nachteil ist dann nicht gegeben, wenn die Einhaltung der Grund-
pflichten nach § 5 BImSchG sichergestellt ist. Entstehen objektiv keine Nachteile 
durch das Vorhaben, können auch keine Wertminderungen entstehen. Objektive 
Nachteile entstehen nicht, da das Vorhaben allen erkennbaren öffentlich-rechtli-
chen Belangen entspricht.

1.1.5 Mitteilungspflichten

Die Auflage 2.2.1 dient der rechtzeitigen Information der zuständigen Behörde, da-
mit im Falle einer Störung des Betriebes frühzeitig geeignete Maßnahmen ergriffen 
werden können und somit die Allgemeinheit und die Nachbarschaft vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ge-
schützt werden.

Als bedeutsame Störung im Sinne der Auflage 2.2.1 wird ein Ereignis wie ein 
schwerer Unfall oder ein Schadensfall oder sonstige Störung des bestimmungsge-
mäßen Betriebes mit nicht unerheblichen Auswirkungen definiert (z. B. Austritt 
nicht unbedeutsamer Mengen an gefährlichen Stoffen). Das alleinige Ansprechen 
von Alarm-, Sicherheits- oder Schutzeinrichtungen ohne einen Stoffaustritt, Scha-
densfall oder ähnlichem löst in der Regel noch keine Meldepflicht aus.

1.2 Vorsorgepflicht gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-
hebliche Nachteile und Belästigungen, insbesondere durch die dem Stand der 
Technik und der Besten verfügbaren Technik entsprechenden Maßnahmen, das 
heißt vorbeugende Maßnahmen gegen die Entstehung potentiell schädlicher Um-
welteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG)

1.2.1 Eiswurf

Das Risiko von Eiswurf wurde durch das Gutachten von der I17-Wind GmbH & 
Co. KG, Berichtsnummer I17-EW-2025-161 Rev.01 vom 20. März 2026 untersucht 
und bewertet. Das Gutachten schlägt Maßnahmen, wie die Installation einer her-
stellerunabhängigen Eiserkennung, vor, um das Risiko für die Nutzer der nahege-
legenen Straße auf ein akzeptables Maß zu reduzieren (Auflage 2.2.15). Diese 
wurden übernommen und sind somit zu beachten. 

1.2.2 Lärm

Durch die in der Auflage 2.2.2 geforderte Nachmessung wird sichergestellt, dass 
keine erheblichen Nachteile und Belästigungen entstehen können. Ebenso wird 
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durch die Auflage 2.2.7 sichergestellt, dass auch durch tieffrequente Geräusche 
eine schädliche Umwelteinwirkung wirksam verhindert wird.

1.3 Abfallvermeidung, Abfallverwertungs- und Abfallbeseitigungspflichten 
(§ 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG)

Genehmigungsbedürftige Anlagen sind gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG 
so zu errichten und zu betreiben, dass zur Gewährleistung eines hohen Schutzni-
veaus für die Umwelt insgesamt Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle 
verwertet und nicht zu verwertenden Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit beseitigt werden.

Abfälle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht möglich 
oder nicht zumutbar ist. Die Vermeidung ist unzulässig, soweit sie zu nachteilige-
ren Umweltauswirkungen führt als die Verwertung. Die Verwertung und Beseiti-
gung von Abfällen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
und den sonstigen für die Abfälle geltenden Vorschriften.

Der Antragsteller hat im Antrag dargestellt, dass die beim Aufbau und bei den Ser-
vice-Arbeiten anfallenden Abfälle ordnungsgemäß entsorgt werden. Darüber hin-
aus wird durch eine Auflage sichergestellt, dass eine Überprüfung der Entsorgung 
anhand der Entsorgungsbelege durchgeführt werden kann. Die Verwertung und 
Beseitigung von Abfällen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes und den sonstigen für die Abfälle geltenden Vorschriften.

1.4 Pflicht zur sparsamen und effizienten Energienutzung (§ 5 Absatz 1 Nummer 4 
BImSchG)

Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass zur 
Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt Energie 
sparsam und effizient verwendet wird.

1.5 Abwärme

Durch die WKA wird elektrische Energie erzeugt. Anfallende prozessbedingte Ab-
wärme kann nicht weiter genutzt werden.

1.6 Nachsorgepflicht nach Betriebseinstellung, d. h. Sicherstellung, dass von der Anla-
ge oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen hervor-
gerufen werden können (§ 5 Absatz 3 BImSchG)

1.7 Betriebseinstellung und Rückbau

Im Falle der Betriebseinstellung ist die Windkraftanlage (WKA) zeitnah zu demon-
tieren, das Fundament zurückzubauen und der ursprüngliche Zustand wiederher-
zustellen. Dies wird durch eine Bedingung, die sich an den Betreiber/die Betreibe-
rin richtet, sichergestellt. Die Höhe der Sicherheitsleistung bestimmt sich aus 4 % 
der Gesamtinvestitionskosten (einschließlich Mehrwertsteuer) zuzüglich 40 % 
Kostensteigerung für einen Betriebszeitraum von 20 Jahren. Eine Anrechnung 
noch zu verwertender Reststoffe erfolgt nicht. In diesem Fall wurden die Gesamt-
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investitionskosten durch das Landesamt für Umwelt korrigiert. Die Festlegung er-
folgte aufgrund einer landesweiten Erhebung der Gesamtinvestitionskosten.

2. Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen

Gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ist weiterhin zu prüfen, ob sichergestellt 
ist, dass die Erfüllung der Pflichten aus einer aufgrund des § 7 BImSchG erlasse-
nen Rechtsverordnung durch das beantragte Vorhaben gegeben ist.

Die Anlage fällt nicht unter den Bereich einer nach § 7 BImSchG erlassenen 
Rechtsverordnung.

3. Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG 

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn andere öffentlich-rechtliche Vorschriften 
und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht 
entgegenstehen.

Die Beteiligung der Behörden, deren Belange durch das Vorhaben berührt wer-
den, hat ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen. 

Bei Einhaltung der mitgeteilten Nebenbestimmungen stehen andere öffentlich-
rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes nicht entgegen.

3.1 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit

Das beantragte Vorhaben ist gemäß § 35 Absatz 1 Nummer 5 Baugesetzbuch 
(BauGB) als privilegiertes Vorhaben im Außenbereich einzustufen.

Das Vorhaben ist mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und der Lan-
desplanung vereinbar. Das raumordnerische Ziel der Teilfortschreibung zum The-
ma „Windenergie an Land“ des Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein – 
Fortschreibung 2021, am 13. Mai 2026 in Kraft getretenen, Kapitel 4.5.1 (Wind-
energie an Land), wonach WKA mindestens einen Abstand von 800 bis 1.000 Me-
ter um Bereiche mit mit Wohn-, Erholungs-, Tourismus- oder Gesundheitsfunktion 
und 400 Meter um Einzelhäuser und bebaute Bereiche im Außenbereich mit 
Wohnnutzung einhalten müssen, wird mit der vorliegenden Planung erreicht. Ge-
mäß § 249 BauGB steht der Belang einer optisch bedrängenden Wirkung der Er-
richtung einer WKA nicht entgegen, wenn mindestens die zweifache Anlagenhöhe 
als Abstand zur Wohnbebauung eingehalten wird. Dieser Abstand wird durch das 
Vorhaben eingehalten.

Aus den Antragsunterlagen geht hervor und aufgrund von Nebenbestimmungen ist 
sichergestellt, dass durch die genehmigte WKA keine schädlichen Umwelteinwir-
kungen hervorgerufen werden. Es bestehen keine Hinweise, dass die WKA schäd-
lichen Umwelteinwirkungen ausgesetzt sein wird (§ 35 Absatz 3 Nummer 3 
BauGB).

Auch dass das Vorhaben unwirtschaftliche Aufwendungen für Straßen oder ande-
re Versorgungseinrichtungen verursachen könnte, ist nicht ersichtlich und entsprä-
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che auch nicht den bisherigen Erfahrungen mit vergleichbaren Anlagen (§ 35 Ab-
satz 3 Nummer 4 BauGB).

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden durch Neben-
bestimmungen der Oberen und Unteren Naturschutzbehörde sichergestellt. In Be-
zug auf die gemäß § 35 Absatz 3 Nummer 6 und 7 BauGB aufgeführten Belange 
stehen offensichtlich keine Bedenken entgegen.

Die Belange des § 35 Absatz 3 Nummer 8 BauGB wurden durch die Beteiligung 
des Bundesamtes für Infrastruktur, Umwelt und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(BAIUDBw) und der Bundesnetzagentur berücksichtigt. Unter Beachtung der Ne-
benbestimmungen ist gewährleistet, dass eine Störung der Flugsicherheit nach 
§ 18a LuftVG sicher ausgeschlossen werden kann.

Dass sonstige öffentliche Belange entgegenstehen könnten, ist nicht erkennbar. 
Eine Beteiligung der für diese Belange zuständigen Behörden hat keine Hinweise 
gegen das Vorhaben ergeben. Die mitgeteilten Nebenbestimmungen sind, soweit 
dafür eine Rechtsgrundlage aus dem Fachrecht gegeben war, berücksichtigt wor-
den.

Dass die Erschließung gesichert ist, ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen. 

Der Antragsteller hat gemäß § 35 Absatz 5 BauGB eine Verpflichtungserklärung 
abgegeben, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung zu-
rückzubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen (Rückbauverpflichtung). Der 
Rückbau wird durch die Bedingung 1.2 gesichert. Um einen finanziellen Ausfall 
des Anlagenbetreibers abzusichern, wird neben der Rückbauverpflichtungserklä-
rung eine finanzielle Sicherheit zur Absicherung der Rückbaukosten seitens des 
Anlagenbetreibers verlangt (Sicherheitsleistung). Für die Sicherung der Abbruch-
kosten wurde eine entsprechende Sicherheitsleistung festgesetzt. 

Dass die Erschließung gesichert ist, ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen. 

Für das geplante Vorhaben hat die Gemeinde Lexgaard am 18. Februar 2026 das 
gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB erteilt.

Somit ist das beantragte Vorhaben bauplanungsrechtlich zulässig.

3.2 Artenschutz

3.2.1 Die Schutzmaßnahmen stellen alternativ zur Vorgabe von Bauausschlusszeiten 
und in Verbindung mit dem Einsatz einer fachlich qualifizierten Umweltbaubeglei-
tung sicher, dass die Zugriffsverbote des § 44 Absatz eins in Verbindung mit 
(i.V.m.) Absatz 5 Nummer 1 - 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) im Hinblick 
auf Offenlandbrüter nicht verwirklicht werden. Ohne entsprechend vorgesehene, 
geeignete alternative Schutzmaßnahmen würde im vorliegenden Fall folgende 
Bauausschlusszeit gelten:

• Alle Bautätigkeiten dürfen nicht in der Zeit vom 1. März bis zum 15. August 
ausgeführt werden. (Zweck: Schutz der Offenlandbrüter)
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Die Vorhabenträgerin hat ein entsprechendes Konzept zur Durchführung alternati-
ver Schutzmaßnahmen vorgelegt, welches von der Oberen Naturschutzbehörde 
als geeignet bewertet worden ist, um sicherzustellen, dass die Zugriffsverbote des 
§ 44 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 Nummer 1-3 BNatSchG im Hinblick auf 
Offenlandbrüter nicht verwirklicht werden. Daher kann bei Umsetzung der Schutz-
maßnahmen auf die Anordnung der Bauausschlusszeit verzichtet werden.

Die Anzeige des Baubeginns zwei Wochen im Voraus dient der Ermöglichung der 
Überwachung der Einhaltung der durchzuführenden Schutzmaßnahmen. 
Der Einsatz einer fachkundigen, zertifizierten Umweltbaubegleitung wird in dem 
Fall, dass auf die Anordnung von Bauausschlusszeiten verzichtet wird, notwendig, 
um die termin- und fachgerechte Durchführung der alternativen Schutzmaßnah-
men zu gewährleisten. Regelmäßige Dokumentationen der durchzuführenden 
Schutzmaßnahmen sind zur Kontrolle der fachgerechten Ausführung erforderlich. 
Diese Dokumentation muss der Genehmigungsbehörde in Abständen von 14 Ta-
gen vorgelegt werden, damit auf etwaige Schwierigkeiten umgehend reagiert wer-
den kann. (Auflage 2.6.1)

3.2.2 Eine Aktivitätserfassung für Fledermäuse liegt nicht vor. Zur Vermeidung des Tö-
tungsverbots gemäß § 44 Absatz 1 Nummer 1 i. V. m. Absatz 5 BNatSchG für 
schlaggefährdete Fledermausarten während der Aktivitätszeiten wird der in der 
Auflage 2.6.2 aufgeführte Abschaltalgorithmus beantragt. Unter den in der Auflage 
genannten Bedingungen werden hohe Aktivitäten schlaggefährdeter Fledermaus-
arten im Rotorbereich sowie dessen nahem Umfeld erwartet. Wird die Wind-
kraftanlage zu den angegebenen Bedingungen abgeschaltet, wird davon ausge-
gangen, dass das Tötungsrisiko zwar minimiert wird, es aber nicht sicher ist, dass 
das Tötungsrisiko unter die Signifikanzschwelle gebracht wird. Angesichts der ge-
wachsenen Gondelhöhe und Rotordurchmesser seit Einführung der Standardab-
schaltparameter von 6 m/s und 10° C im Jahr 2012, wird davon ausgegangen, 
dass das Kollisionsrisiko durch diese pauschalen Abschaltbedingungen heute 
nicht mehr hinreichend vermindert wird. Bei dem Abschaltalgorithmus handelt es 
sich also nicht um eine Abschaltung auf der Grundlage eines Worst-Case-Szenari-
os. Aufgrund der verbleibenden Unsicherheiten ist auf Basis eines geeigneten Hö-
henmonitorings zu überprüfen, ob das Tötungsrisiko durch den Abschaltalgorith-
mus ausreichend gemindert wird.

Als Abschaltung wird ein Zustand definiert, der den Trudelbetrieb einer WKA ein-
schließt, also keinen zwingenden Stillstand der WKA erfordert. Die Drehgeschwin-
digkeit der Rotoren wird im Trudelbetrieb mit aus dem Wind gedrehten Rotorblät-
tern und aktivierter Windnachführung der Rotorgondel auf ein für Fledermäuse un-
gefährliches Maß reduziert.

3.2.3 Die zum Schutz der Fledermäuse vorgesehene Betriebsbeschränkung basiert 
nicht auf einem Worst-Case-Szenario. Aufgrund der bestehenden Unsicherheiten 
ist durch eine Erfassung der Fledermausaktivitäten und der Wetterdaten der Ab-
schaltalgorithmus anhand eines zweijährigen Gondelmonitoring zu überprüfen und 
anzupassen. (Auflage 2.6.3)
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3.2.4 Die Gestaltung der Mastfußbrache zielt darauf ab, eine Attraktionswirkung auf Vö-
gel, insbesondere Greifvögel, und Fledermäuse zu vermeiden. Mit der Anlage ei-
ner Brache mit geschlossener Vegetationsdecke, jedoch ohne Gehölzaufwuchs, 
wird dieser Anspruch erfüllt. So werden zum einen die Einsehbarkeit und damit die 
guten Jagdbedingungen für Greifvögel verhindert und zum anderen wird vermie-
den, dass aufwachsende Gehölze als Jagdhabitat für Fledermäuse fungieren. Bei 
der Festlegung des Mahdzeitraums zwischen dem 1. September und 28./29. Fe-
bruar ist davon auszugehen, dass in diesem Zeitraum der Anteil an abgeernteten 
landwirtschaftlichen Flächen in der Umgebung der WKA bereits derart hoch ist, 
dass durch die Mahd des Mastfußbereiches keine besondere Attraktionswirkung 
für weitere Greifvogelarten hervorgerufen wird. (Auflage 2.6.4)

3.2.5 Die Möglichkeit, die naturschutzfachlichen Nebenbestimmungen im Rahmen der 
Genehmigung einer Windkraftanlage umfassend zu kontrollieren, besteht nur bei 
Gewährleistung einer Datengrundlage, die Aufschluss über die Einhaltung der je-
weiligen Nebenbestimmung gibt. Um Kontrollen durchführen zu können, müssen 
die Daten für die kontrollierende sachkundige Person verständlich und übersicht-
lich aufbereitet sein. Für die Kontrolle wird eine Prüfsoftware genutzt, die eine be-
stimmte Form der Datenbereitstellung benötigt. Abschaltalgorithmen, die auf Pro-
Bat basieren, werden zukünftig mit dem ProBat-Inspector überprüft. Der Zeitraum 
für die Datenvorhaltung begründet sich aus den Verjährungsfristen für Ordnungs-
widrigkeits- und Straftatbestände. Die Dateien sind nach dem Export nicht mehr zu 
verändern, da dadurch Fehler entstehen können. (Auflage 2.6.5).

3.3 Naturschutz

Das Einvernehmen gemäß § 17 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
i. V. m. § 11 Absatz 1 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) zum Vorhaben wird 
erteilt. 

3.4 Arbeitsschutz

Gemäß § 22 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz kann das Landesamt für Arbeitsschutz, 
Soziales und Gesundheit als zuständige Behörde die zur Durchführung ihrer Über-
wachungsaufgabe erforderliche Auskünfte verlangen. Zu den Aufgaben gehören 
unter anderem Besichtigungen von Baustellen, da hier insbesondere die Vorgaben 
der Baustellenverordnung einzuhalten sind und anlassbezogene Tätigkeiten wäh-
rend des Betriebs der genehmigten Windenergieanlage beispielsweise im Falle ei-
ner Beschwerde oder eines Unfalls. In diesem Zusammenhang müssen ausrei-
chend Details zu dem Bauvorhaben rechtzeitig zur Verfügung stehen, um die Ein-
haltung der Vorgaben überwachen zu können.

3.5 Denkmalschutz 

Eine archäologische Untersuchung ist vertretbar, da die vorliegende Planung unter 
Einhaltung der Auflagen umgesetzt werden kann. Die Konfliktlage zwischen vorlie-
gender Planung und zu vermutenden Kulturdenkmalen wird dadurch gelöst, dass 
archäologische Untersuchungen an den Stellen durchgeführt werden, an denen 
Denkmale zu vermuten sind.
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3.6 Eingeschlossene Entscheidungen

In dieser Genehmigung sind gemäß § 13 BImSchG folgende behördliche Ent-
scheidungen eingeschlossen: 

• Baugenehmigung nach § 72 Landesbauordnung (LBO),

• Naturschutzrechtliche Genehmigung nach §§ 9, 11 Landesnaturschutzgesetz 
(LNatSchG) zum Ausgleich der Versiegelung des Grundstücks im Außenbe-
reich.

Die zuständige Luftfahrtbehörde hat ihre Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsge-
setz (LuftVG) wegen Überschreitung der zulässigen Höhe einschließlich der Zu-
stimmung zum Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung bei Einhal-
tung der Vorgaben des Anhangs 6 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen erteilt.

III Ergebnis

Die Prüfung hat ergeben, dass der Standort zulässig und geeignet ist und keine 
Bedenken gegen das Vorhaben bestehen. 

Die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen durch die Genehmigungsbehör-
de erfolgte anhand der einschlägigen Bestimmungen des BImSchG. Außerdem 
wurden ggf. die Abfallvermeidung, die Abfallverwertung und die ordnungsgemäße 
Abfallbeseitigung geprüft.

Unter Berücksichtigung der mit der Genehmigung verbundenen Nebenbestimmun-
gen ist sichergestellt, dass die Pflichten für Betreiber genehmigungsbedürftiger 
Anlagen gemäß § 5 BImSchG sowie die Anforderungen des § 7 BImSchG und der 
daraufhin ergangenen Rechtsvorschriften erfüllt werden. Es liegen keinerlei Er-
kenntnisse vor, dass durch andere Nebenbestimmungen ein höheres Schutzni-
veau insgesamt erreichbar wäre.

Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes stehen 
der Errichtung und dem Betrieb der Anlage – auch aus der Sicht der beteiligten 
Fachbehörden – nicht entgegen.

Durch die in der Bedingung 1.1 im Abschnitt A III gemäß § 18 Absatz 1 BImSchG 
festgesetzten Fristen ist sichergestellt, dass mit der Inbetriebnahme der Anlage 
nicht zu einem Zeitpunkt begonnen wird, an dem sich die tatsächlichen Verhältnis-
se, die der Genehmigung zugrunde lagen, wesentlich geändert haben.

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG erfüllt. Die Ge-
nehmigung war damit zu erteilen.

IV Begründung der Kostenentscheidung

Die Kosten ergeben sich aus den §§ 1 und 2 VwKostG SH, in Verbindung mit den 
Tarifstellen 10.1.1.2.1, 10.1.1.8 b) und 10.1.1.8.1 a) des allgemeinen Gebührenta-
rifs der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren.
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Gebühren:

1. Genehmigung Tarifstelle: 10.1.1.2.1
Gesamthöhe (212 m) x 50,00 €
Nennleistung (3,6 MW) x 6,50 €
Berechnung: 212 x 50 € + 3.600 x 6,50 = 34.000,00 €

2. Allgemeine Vorprüfung: Tarifstelle 10.1.1.8 b) 
5 % von der Gebühr nach 10.1.1.2 
Berechnung: 5 % von 34.000 € 1.700,00 €

3. Zuschlag im Zusammenhang mit der Verträglichkeitsprüfung:
Tarifstelle 10.1.1.8.1 a)
Gebührenrahmen: 50 bis 2.000 € 50,00 €

Summe Gebühren 35.750,00 €

Gesamtsumme Kosten: 35.750,00 €

Die festgesetzten Kosten sind entsprechend der als Anlage beigefügten Kostenno-
te innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt dieses Bescheides einzuzahlen. Die Kos-
tennote ist Bestandteil dieses Bescheides.
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C Rechtsgrundlagen

Insbesondere:

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz – BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
Mai 2013 (BGBl. 2013 I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183);

• Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. 2017 I S. 1440), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 
I S. 355);

• Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBl. 1992 I S. 1001), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225);

• Neufassung der Ersten Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft) vom 
18. August 2021 (GMBl. Nr. 48-54, S. 1050);

• Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzge-
setz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26. Au-
gust 1998 (GMBl. Nr. 26/1998, S. 503), zuletzt geändert durch Änderungsver-
waltungsvorschrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 8. Juni 2017 B5);

• Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschim-
missionen (AVV Baulärm) vom 19. August 1970 (Beilage zum Bundesanzeiger 
Nummer 160);

• Landesverordnung über die zuständigen Behörden nach immissionsschutz-
rechtlichen sowie sonstigen technischen und medienübergreifenden Vorschrif-
ten des Umweltschutzes (ImSchVZustVO) vom 6. November 2025 (GVOBl. 
Schl.-H. Nr. 146);

• Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz 
– EEG 2023) vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Arti-
kel 23 des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347);

• Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen und zur Genehmigungserleichte-
rung für Windenergieanlagen an Land und für Anlagen zur Speicherung vom 
Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien in bestimmten Gebieten (Wind-
energieflächenbedarfsgesetz – WindBG) vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 189);

• Allgemeine Verwaltungsvorschrift für die Kennzeichnung von Luftfahrthinder-
nissen vom 24. Februar 2020 (BAnz AT 30. April 2020 B4), zuletzt geändert 
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durch Verwaltungsvorschrift vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 
2023 B4);

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Gesetz – UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. 2021 I S. 540), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 348);

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBl. 2017 I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348);

• Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Juli 2024 (GVOBl. Schl.-H. 2024, S. 504), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2024 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 875, 928);

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-
nung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. 2017 I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176);

• Gesetz zum Schutz der Denkmale (Denkmalschutzgesetz – DSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. 
2015, S. 2), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. September 
2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 508);

• Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
träglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) 
vom 24. Februar 2012 (BGBl. 2012 I S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56);

• Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nach-
weisverordnung – NachwV) vom 20. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2298, ber. 2007 
S. 2316), zuletzt geändert durch Artikel 5 der Verordnung vom 28. April 2022 
(BGBl. I S. 700);

• Abfallwirtschaftsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesabfallwirt-
schaftsgesetz – LAbfWG) in der Fassung vom 18. Januar 1999 (GVOBl. Schl.-
H. S. 26), zuletzt geändert durch Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes vom 6. Dezem-
ber 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 1002);

• Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbau-
stoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung – ErsatzbaustoffV) 
vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 13. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 186);

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. 
2009 I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 29. März 
2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87);
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• Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG) vom 
24. Februar 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 301, ber. S. 486), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. September 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 734);

• Landesverordnung über die Zuständigkeit der Naturschutzbehörden (Natur-
schutzzuständigkeitsverordnung – NatSchZVO) vom 4. Oktober 2018 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 658), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Landesverordnung vom 
20. November 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 840);

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I 
Nr. 84);

• Landeswassergesetz des Landes Schleswig-Holstein (LWG) vom 13. Novem-
ber 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425, 426), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13. Dezember 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 875);

• Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV) vom 18. April 2017 (BGBl. 2017 I S. 905), zuletzt geändert durch Arti-
kel 256 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. 2020 I S. 1328);

• Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei 
der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz – ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBl. 1996 I 
S. 1246), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2025 (BGBl. 2025 I S. 369);

• Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstättenverordnung – ArbStättV) vom 
12. August 2004 (BGBl. 2004 I S. 2179), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I S. 109);

• Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen (Baustel-
lenverordnung – BaustellV) vom 10. Juni 1998 (BGBl. I S. 1283), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 
337);

• Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von 
Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV) vom 3. Februar 
2015 (BGBl. 2015 I S. 49), zuletzt geändert durch Artikel 27 des Gesetzes vom 
18. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347);

• Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung – GefStoffV) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 2010 (BGBl. 2010 I 
S. 1643, 1644), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. De-
zember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 337);

• Chemikaliengesetz (ChemG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. 
August 2013 (BGBl. 2013 I S. 3498, 3991), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 86);

• Straßen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. November 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 631, 
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ber. 2004, S. 140), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 11. De-
zember 2025 (GVOBl. Schl.-H. Nr. 2025/168);

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung 
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz – BBodSchG) vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Febru-
ar 2021 (BGBl. 2021 I S. 306);

• Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 9. Juli 2021 
(BGBl. 2021 I S. 2598, 2716);

• Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 
2007 (BGBl. I S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. 
Februar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 40);

• Straßenverkehrsgesetz (StVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 23. Februar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 46);

• Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. 
Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 83);

• Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Novem-
ber 1998 (BGBl. I S. 3322), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 95);

• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 2003 (BGBl. 2003 I S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I S. 236);

• Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 12a des Ge-
setzes vom 23. April 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 111);

• Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesver-
waltungsgesetz – LVwG) vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber. S. 
534), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juni 2025 (GVO-
Bl. Schl.-H. 2025/76);

• Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG SH) vom 
17. Januar 1974 (GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Artikel 64 der 
Landesverordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 514);

• Landesverordnung über Verwaltungsgebühren (Verwaltungsgebührenverord-
nung – VerwGebVO) vom 26. September 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 476), zu-
letzt geändert durch Landesverordnung vom 3. Juni 2026 (GVOBl. Schl.-H. 
2026/59);
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D Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim

Landesamt für Umwelt
Dezernat 20

Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek

zu erheben. Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen diesen Bescheid haben 
gemäß § 63 Absatz 1 Satz 1 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfech-
tungsklage gegen diesen Bescheid nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) kann gemäß § 63 Absatz 2 Satz 1 BImSchG nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung des Bescheids gestellt und begründet werden.

Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist beim Schleswig-Hols-
teinischen Oberverwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Str. 13, 24837 Schleswig 
zu stellen.

<Unterschrift, Name des oder der Unterzeichnenden, Dienstsiegel>

Anlagen:

– Zweitausfertigung der Antragsunterlagen laut Auflage 2.1.1

– Kostennote

– Formulare des LfU: Baubeginn, Inbetriebnahme, Betreiberwechsel
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	2.2.1 Der Betreiber / Die Betreiberin hat der immissionsschutzrechtlichen Überwachungsbehörde unverzüglich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sonstige Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes mit erheblichen Auswirkungen wie z. B. der Austritt bedeutsamer Mengen an gefährlichen Stoffen der Windkraftanlage mitzuteilen.
	2.2.2 Innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Genehmigungsbehörde der Messbericht über die Schallemissionsmessung und Auswertung der genehmigten Anlage nach der Technischen Richtlinie für Windenergieanlagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie TR1, Revision 19, Stand 1. März 2021, FGW e. V. – Fördergesellschaft Windenergie und andere Dezentrale Energien) von einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen Messstelle vorzulegen.
	2.2.3 Sollte die WKA vom Netzbetreiber wegen Netzüberlastung heruntergeregelt (sogenannte EisMan- oder Redispatch-Schaltung) oder vom Netz genommen werden, ist die WKA gemäß der Herstellererklärung vom 21. Dezember 2020 zu betreiben.
	2.2.4 Sofern eine Überschreitung in einer oder mehreren der unter Inhaltsbestimmung A I 2.1 festgesetzten Oktavschallleistungspegel LWA, Okt festgestellt wurde, ist eine erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren durchzuführen.
	2.2.5 Die Emission darf keine relevante Tonhaltigkeit aufweisen. Falls im Rahmen der emissionsseitigen Abnahmemessung eine geringe Tonhaltigkeit (KTN = 2 dB) fest-gestellt wird, ist im Rahmen einer immissionsseitigen Abnahmemessung deren Immissionsrelevanz zu untersuchen. Dabei muss die Messung nur in dem Windgeschwindigkeits-/ Leistungs-/ Drehzahlbereich erfolgen, bei dem emissionsseitig die Tonhaltigkeit festgestellt wurde.
	2.2.6 Geräuschverursachende Erscheinungen, die durch nicht bestimmungsgemäßen Betrieb, Verschleiß oder unvorhersehbare Ereignisse entstehen, sind unverzüglich zu beseitigen. Sollten diese Geräusche tonhaltig oder impulshaltig sein, ist die WKA bis zur Reparatur nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr abzuschalten.
	2.2.7 Die WKA ist so zu errichten und zu betreiben, dass die Anhaltswerte des Beiblattes eins zur DIN 45680, Stand März 1997, „Messung und Bewertung tieffrequenter Geräuschimmissionen in der Nachbarschaft“ innerhalb der nächstgelegenen Gebäude in dem am stärksten betroffenen Aufenthaltsraum, der Wohnzwecken dient oder eine vergleichbare Schutzwürdigkeit besitzt, bei geschlossenen Fenstern und Türen nicht überschritten werden.
	2.2.8 Die Betriebszustände der WKA sind zu protokollieren. Im Protokoll sind die Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe, die Drehzahl, der Leistungsertrag und die Licht-stärke in Lux, jeweils in Abhängigkeit zur Uhrzeit, zu erfassen. Die Daten sind mit den gleichen Mittelungszeiträumen anzugeben, die auch für die Leistungskurve verwendet wurden.
	2.2.9 Sollte durch eine Fernüberwachung nur der Hersteller der WKA in der Lage sein, Daten über die Betriebsweise der WKA abzufragen, so hat der Betreiber der Anlage sicherzustellen, dass das LfU die erforderlichen Daten vom Hersteller genannt bekommt. Es sind alle Daten, Parameter und Einstellungen über die Betriebsweise der WKA anzugeben, die für die klare Einstufung der beantragten Leistungskennlinie notwendig sind.
	2.2.10 Lärm- und erschütterungsintensive Bauarbeiten sollten nur an Werktagen zwischen 7:00 und 20:00 Uhr stattfinden.
	2.2.11 Die WKA ist so zu betreiben und zu unterhalten, dass durch Abschaltmaßnahmen erhebliche Belästigungen der Nachbarschaft durch periodischen Schattenwurf verhindert werden. Die Beschattungsdauer der WKA, unter der Berücksichtigung der Vorbelastung, darf an den im Einwirkbereich der WKA liegenden schutzbedürftigen Räumen die Immissionsrichtwerte (IRW) von
	2.2.12 Innerhalb von vier Wochen nach der Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der zuständigen Genehmigungsbehörde die Installation einer Schattenwurfabschaltautomatik schriftlich zu bestätigen.
	2.2.13 Auf Anforderung der Aufsichtsbehörde ist ein Nachweis zu erbringen, dass die Schattenwurfabschaltautomatik fachgerecht installiert und funktionsfähig ist und dass die erforderlichen Abschaltzeiten sicher eingehalten werden.
	2.2.14 Alle sichtbaren Windkraftanlagenteile, wie z. B. Rotor, Spinner, Nabe, Gondelgehäuse oder Turm, sind mit mittelreflektierenden Farben und mit matten Glanzgraden zu versehen. Beispielsweise würde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035) mit der Glanzzahl kleiner 30 % (gemäß ISO 2813) den Vorgaben entsprechen.
	2.2.15 Bei möglichem Eisansatz und der Gefahr des Eisabwurfes ist die Anlage in Ruhestellung zu halten. Die WKA ist mit dem BLADEcontrol Ice Detector (BID) Eiserkennungssystem auszurüsten. Die Funktionsfähigkeit des externen Eiserkennungssystems der WKA ist im Rahmen der Inbetriebnahme durch einen unabhängigen Sachverständigen zu prüfen und dies ist zu dokumentieren. Betriebsbegleitend ist die Funktionalität des externen Eiserkennungssystems im Rahmen der vorgesehenen Prüfungen des Sicherheitssystems und der sicherheitstechnisch relevanten Komponenten der WKA durch einen unabhängigen Sachverständigen regelmäßig aufzuzeigen. Für die Inbetriebnahme des externen Eiserkennungssystems ist die Anlernphase zu berücksichtigen. Ist die Anlernphase nicht vor den winterlichen Vereisungsereignissen abgeschlossen, so sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung eines Eisabwurfs vorzusehen. Grundlage dieser Auflagen ist das Gutachten der I17-Wind GmbH & Co. KG, Berichtsnummer I17-EW-2025-161 Rev. 1 vom 20. März 2026. Weitere Einzelheiten sind dem oben genannten Gutachten zu entnehmen.

	2.3 Baurecht und Brandschutz
	2.3.1 Erforderliche Standsicherheitsnachweise und das Bodengutachten sind der Bauaufsicht des Kreises Nordfriesland rechtzeitig vor Baubeginn in digitaler Form zur Beauftragung eines Prüfingenieure für Standsicherheit vorzulegen.
	2.3.2 Der Baubeginn darf erst erfolgen, wenn der noch von der Bauaufsichtsbehörde des Kreises Nordfriesland zu beauftragende Prüfingenieur für Standsicherheit die statischen Unterlagen und sonstigen Nachweise (Bodengutachten, Turbulenzgutachten oder anderes) eingesehen bzw. geprüft hat und gegen einen Baubeginn keine Bedenken erhebt.
	2.3.3 Der beauftragte Prüfingenieur für Standsicherheit hat die mängelfreie Abnahme nach Fertigstellung zu bestätigen.
	2.3.4 Der Prüfbericht (Typenprüfung) zu den bautechnischen Nachweisen ist bei der Bauausführung zu beachten. Die Prüfbemerkungen sind zu erfüllen.
	2.3.5 Die Forderungen des Prüfingenieurs in den Prüfberichten zu den bautechnischen Nachweisen werden zu bauaufsichtlichen Auflagen erhoben. Sofern weitere bautechnische Nachweise zu erbringen sind, müssen diese geprüft und genehmigt sein, bevor mit den hierdurch betroffenen Bauarbeiten begonnen wird.
	2.3.6 Mit der für den Windpark örtlich zuständigen Feuerwehr ist vor Ausführungsbeginn abzustimmen, ob zusätzlich zu den im bzw. in der Umgebung des Windparks vorhandenen offenen Löschwasserentnahmestellen eine weitere Vorhaltung von Löschwasser für die Bekämpfung von Entstehungsbränden im Bereich des Windparks erforderlich ist.

	2.4 Wasser, Boden, Abfall
	2.4.1 Sofern zur Befestigung von Erschließungsstraßen und/oder Stellplätzen mineralische Ersatzbaustoffe eingesetzt werden sollen, sind die Vorgaben der Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), in der aktuellen Fassung, einzuhalten.
	2.4.2 Die bei durch den Betrieb der Anlage anfallenden Abfälle, wie z. B. Altöle, sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Die erforderlichen Nachweise sind der unteren Abfallentsorgungsbehörde des Kreises Nordfriesland auf Verlangen vorzulegen.
	2.4.3 Anlagen müssen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein und betrieben werden, dass
	2.4.4 Anlagen müssen dicht, standsicher und gegenüber den zu erwartenden mechanischen, thermischen und chemischen Einflüssen hinreichend widerstandsfähig sein.
	2.4.5 Der Betreiber hat bei der Stilllegung einer Anlage oder von Anlagenteilen alle in der Anlage oder in den Anlagenteilen enthaltenen wassergefährdenden Stoffe, soweit technisch möglich, zu entfernen. Er hat die Anlage gegen missbräuchliche Nutzung zu sichern.
	2.4.6 Anlagen müssen ausgetretene wassergefährdende Stoffe auf geeignete Weise zurückhalten. Dazu sind sie mit einer Rückhalteeinrichtung im Sinne von § 2 Absatz 16 auszurüsten. Satz zwei gilt nicht, wenn es sich um eine doppelwandige Anlage im Sinne von § 2 Absatz 17 handelt. Einzelne Anlagenteile können über unterschiedliche, jeweils voneinander unabhängige Rückhalteeinrichtungen verfügen. Bei Anlagen, die nur teilweise doppelwandig ausgerüstet sind, sind einwandige Anlagenteile mit einer Rückhalteeinrichtung zu versehen.
	2.4.7 Rückhalteeinrichtungen müssen flüssigkeitsundurchlässig sein und dürfen keine Abläufe haben. Flüssigkeitsundurchlässig sind Bauausführungen dann, wenn sie ihre Dicht- und Tragfunktion während der Dauer der Beanspruchung durch die wassergefährdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird, nicht verlieren.
	2.4.8 Rückhalteeinrichtungen müssen für folgendes Volumen ausgelegt sein:
	2.4.9 Auf ein Rückhaltevolumen kann bei oberirdischen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen der Wassergefährdungsklasse eins mit einem Volumen bis 1 000 Liter verzichtet werden, sofern sich diese auf einer Fläche befinden, die
	2.4.10 Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefährdender Stoffe der Gefährdungsstufe D nach § 39 Absatz 1 muss die Rückhalteeinrichtung abweichend von Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 so ausgelegt sein, dass das Volumen flüssiger wassergefährdender Stoffe, dass aus der größten abgesperrten Betriebseinheit bei Betriebsstörungen freigesetzt werden kann, ohne dass Gegenmaßnahmen getroffen werden, vollständig zurückgehalten werden kann.
	2.4.11 Auflagen des Wasser- und Bodenverbandes (WBV) Karlumer Au
	2.4.12 Die WKA muss im Falle des Setzens einer Zaunanlage sowie anderweitigen Einzäunungen einen Abstand von mindestens fünf Metern zur Böschungsoberkante der Verbandsgewässer, bzw. zu Rohrleitungsachsen einhalten. Darüber hinaus ist im weiteren Verfahren zu berücksichtigen, dass die Einzäunung der Anlage so zu erfolgen hat, dass die Zugänglichkeit zu den Verbands- und Hauptverbandsanlagen jederzeit möglich ist und keine durch Einzäunungen oder WKA bzw. deren Anbauteile, Bodenanfüllungen oder sonstige Maßnahmen verursachten eingefassten Bereiche entstehen.
	2.4.13 Verrohrte Gewässer und Rohrleitungen, die vom Verband zu unterhalten sind, müssen in einem Abstand von fünf Metern nach jeder Seite der Rohrleitungsachse ebenfalls von jeglicher Bebauung frei-bleiben. Bäume und stark- sowie tiefwurzelnde Sträucher dürfen in dem vorgenannten Bereich nicht gepflanzt werden. Kontrollschächte müssen jederzeit sichtbar und zugänglich sein. Außerdem ist den genannten Befugten die Zugänglichkeit zu allen (Haupt-)Verbandsanlagen zu erhalten und jederzeit zu gewährleisten.

	2.5 Naturschutz
	2.5.1 Für die Kompensation für die mit der Errichtung von einer Windkraftanlage, (WKA) des Typs Vestas V126, mit einer Nabenhöhe von 149 m und einem Rotordurchmesser von 126 m, einhergehenden Eingriffe in den Naturhaushalt ist eine 26.544 m² große Fläche aus der landwirtschaftlichen Nutzung zu entlassen und dauerhaft der natürlichen Entwicklung zuzuführen, sofern nicht Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt sind.
	2.5.2 In diesem Fall wird die Kompensation über anerkannte Ökokonten erbracht. Die Ausbuchung erfolgt nach Eingang der Baubeginnanzeige. Die Ökokonto-Inanspruchnahme setzt sich wie folgt zusammen: WKA (LfU-Az. G40/2025/219) 26.544 Ökopunkte gemäß vertraglicher Vereinbarung vom 29. August 2025 mit Otto Nissen-Schütt, davon 23.000 Punkte aus dem Ökokonto „Ladelund Klint“ Az.: 67.30.3.12/22, Gemeinde Ladelund und 3.554 Ökopunkte aus dem Ökokonto „Ellhöft“ Az.: 67.30.3-9/20, Gemeinde Ellhöft.
	2.5.3 Die für die Windenergieanlage notwendigen neu einzurichtenden Erschließungen sind unter Beachtung des Eingriffsminimierungsgebotes des § 15 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz anzulegen. Es ist in der Regel eine Grandbefestigung zu wählen. Bituminöse und andere Vollversiegelungen sind zu vermeiden.
	2.5.4 Erschließungen müssen einen Mindestabstand von 2,00 m zu Biotopstrukturen wie Knicks und Wälle einhalten. Gesetzlich geschützte Biotope dürfen nicht beeinträchtigt werden (§ 30 BNatSchG i.V.m. § 21 LNatSchG). Gräben, Feuchtgrünland und feuchte Senken dürfen nicht mit gegebenenfalls (ggf.) entstehendem Aushub überfüllt werden. Erfolgt die Aushubausbringung nicht auf benachbarten landwirtschaftlichen Nutzflächen, ist bei selbständigen anderweitigen Auffüllungen bei der Unteren Naturschutzbehörde ein gesonderter Antrag nach § 11a des LNatSchG zu stellen.
	2.5.5 Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Nordfriesland unter Angabe des Aktenzeichens G40/2025/219 (LfU) und des Aktenzeichens 67.31.5.1-2/26 (UNB) spätestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen.

	2.6 Artenschutz
	2.6.1 Die im Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) (Kap. 9.1.2 , LBP (GFN 01/2026), Seite 46/47; Abbildung 21 dargelegte erforderliche Schutzmaßnahme ist umzusetzen. Der Baubeginn ist der Genehmigungsbehörde unter Angabe des Aktenzeichens spätestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen.
	2.6.2 Die WKA G40/2025/219 ist zur Vermeidung des Tötungsverbots gemäß § 44 Absatz 1 Nummer 1 i. V. m. Absatz 5 Seite 2 Nummer 1 BNatSchG für schlaggefährdete Fledermausarten im Zeitraum vom 1. Mai bis 30. September in der Zeit von einer Stunde vor Sonnenuntergang bis eine Stunde nach Sonnenaufgang bei den folgenden Witterungsbedingungen – gemessen als 10 Minuten-Mittelwerte auf Gondelhöhe – abzuschalten:
	2.6.3 Der Abschaltalgorithmus ist durch die Durchführung eines zweijährigen nachgelagerten Höhenmonitorings an der beantragten oder an einer geeigneten benachbarten WKA zu überprüfen. Das standardisierte Monitoring ist nach den jeweils aktuellen Voraussetzungen gemäß BMU-Forschungsprojekt (RENEBAT) bzw. den jeweils aktuellen Vorgaben nach ProBat für den Zeitraum vom 1. Mai bis zum 15. Oktober durchzuführen. Ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko liegt vor, wenn die Kollisionsopfer pro Erfassungszeitraum und WKA größer als eins liegen. Einzelheiten zur Durchführung des Monitorings und, soweit das Monitoring auf einer benachbarten Windkraftanlage durchgeführt werden soll, die Auswahl der geeigneten WKA sind mit der Oberen Naturschutzbehörde rechtzeitig abzustimmen. Die Ergebnisse des Gondelmonitorings und eine Berechnung nach dem ProBat-Tool sind der Oberen Naturschutzbehörde spätestens drei Jahre nach Inbetriebnahme der WKA vorzulegen. Auf Basis dieser Daten wird der Abschaltalgorithmus neu bewertet und soweit erforderlich geändert.
	2.6.4 Im Mastfußbereich sind hochwüchsige und geschlossene Formen von ruderalen Gras- und Staudenfluren gemäß Kartieranleitung und Standardliste der Biotoptypen Schleswig-Holsteins (LfU 2023) aufwachsen zu lassen, wenn der Mastfuß begrünt werden soll und nicht als versiegelte Fläche geplant ist. Eine Mahd ist höchstens einmal im Jahr durchzuführen, um Gehölzaufwuchs zu vermeiden. Die Mahd hat zwischen dem 1. September und dem 28. / 29. Februar des Folgejahres zu erfolgen.
	2.6.5 Die zur Überwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlich bedingten Abschaltvorgaben gemäß Genehmigung G40/2025/219 notwendigen Daten sind zu erheben und fünf Jahre vorzuhalten. Die Daten müssen jederzeit abrufbar sein.

	2.7 Forstbehörde
	2.7.1 Die WKA muss mit ihrer Rotorspitze einen Mindestabstand von 30 Metern zur angrenzenden Waldfläche einhalten.

	2.8 Arbeitsschutz
	2.8.1 Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage (WKA) ist spätestens zwei Wochen vor Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Bautätigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. B. Wegebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:
	2.8.2 Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens acht Wochen nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:
	2.8.3 Jeder Betreiberwechsel ist dem Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit spätestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die Anzeige enthält folgende Informationen:
	2.8.4 Jeder Tausch von Großkomponenten ist dem Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit spätestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und enthält folgende Informationen:
	2.8.5 Der Rückbau der genehmigten WKA ist spätestens zwei Wochen vor Beginn der Rückbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:

	2.9 Luftverkehr – militärisch –
	2.9.1 Die Zugänge (Türen) zu der WKA ist nur auf der den Antennenanlagen abgewandten Seite zulässig. Eventuell sind Türen, welche den Austritt von hochfrequenter Strahlung verhindern, erforderlich (HF-dichte Türen). In Abhängigkeit von der Elektromagnetischen Verträglichkeit (EMV-Vermessung) ist gegebenenfalls auch der Austritt von hochfrequenter Strahlung im Bereich der Belüftungsöffnungen zu verringern, zum Beispiel durch den Einsatz von Wabenkaminen in den Lüftungsrohren.
	2.9.2 Um die Zugänge richtig zu verorten, werden die Koordinate der Antennenanlage übermittelt: UTM-Koordinaten (WGS 84): 32U E 504301.106 N 6078896.224.
	2.9.3 Ist für die Windkraftanlage eine Flughindernisbefeuerung oder Antennenanlage (GSM etc.) vorgesehen, so ist dieses bei der EMV-Abstrahlung zu berücksichtigen. Hier ist nach neuesten Erkenntnissen zu beachten, dass der Leitungsverlauf optimal gewählt ist (z. B. Turminnenseite, Durchbrüche etc.) oder wenn eine Kabelführung an der Turmaußenfläche vorgesehen ist, dass Kabel mit einer Abschirmung bzw. entsprechende Filtertechnik zum Einsatz kommen.
	2.9.4 Für die WKA ist eine Abnahmemessung unmittelbar nach Inbetriebnahme durchzuführen, um festzustellen, ob die vorgegebenen Werte eingehalten werden. Diese Messung muss durch das Fraunhofer- Institut FKIE in Wachtberg erfolgen. Sollten Abweichungen nachgewiesen werden, führt dieses zu einer Nachbesserung an der Windkraftanlage und somit zur Beseitigung der Störquelle. Die Kosten der Entstörung und der ggf. entstehende Verdienstausfall infolge der Abschaltung gehen vollständig zu Lasten des Betreibers.
	2.9.5 Vier Wochen vor Baubeginn sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Fontainengraben 200, 53123 Bonn, baiudbwtoeb@bundeswehr.org sowie dem Luftfahrtamt der Bundeswehr, Flughafenstr. 1, 51147 Köln, lufabw3iie@bundeswehr.org unter Angabe des Zeichens I-0202-26-BIA alle endgültigen Daten wie Art des Hindernisses, Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84, Höhe über Erdoberfläche, Gesamthöhe über NN, ggf. Art der Kennzeichnung und Zeitraum Baubeginn bis Abbauende anzuzeigen.

	2.10 Luftverkehr – zivil –
	2.10.1 Die Ausführung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) zu erfolgen.
	2.10.2 Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits während der Bauphase bei Überschreiten von 100 m über Grund sicher zu stellen.
	2.10.3 Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass für die Unterbrechung der Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht überschritten wird.
	2.10.4 Die Stromversorgung für die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender technischer Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Abläufe sicherzustellen. Das entsprechende Konzept für die Ersatzstromversorgung ist der Luftfahrtbehörde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.
	2.10.5 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Windenergieanlagen-Blöcken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtweitenmessgerät und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maximal 1500 m betragen darf.
	2.10.6 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehörde als auch der DFS (Deutsche Flugsicherung GmbH), Az. SH-10110-b Postfach 1243, 63202 Langen, unverzüglich, spätestens jedoch vier Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage, vorzulegen.
	2.10.7 Soll die Aktivierung der Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen (BNK), ist die geplante Installation der Luftfahrtbehörde vor Inbetriebnahme der BNK anzuzeigen und hierbei sind, gemäß Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4), folgende Unterlagen vorzulegen:
	2.10.8 Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gemäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 der AVV zu kombinieren.
	2.10.9 Die Windkraftanlage ist mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 (Bundesanzeiger; BAnz AT 28.12.2023 B4)“ zu versehen und als Luftfahrthindernis zu veröffentlichen.
	2.10.10 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Rotorblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich sind sie durch drei Farbfelder von je 6 m Länge [a) außen beginnend mit 6 Meter orange – 6 Meter weiß – 6 Meter orange oder b) außen beginnend mit 6 Meter rot – 6 Meter weiß oder grau – 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig.
	2.10.11 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem mindestens zwei Meter hohen orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.
	2.10.12 Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Meter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen sechs Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.
	2.10.13 Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer max. Höhe von bis 315 Meter über Grund/Wasser erfolgt durch „Feuer W, rot“.
	2.10.14 In diesen Fällen ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu fünf Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infrarotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Maschinenhauses anzubringen.
	2.10.15 Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.
	2.10.16 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß der AVV, Nummer 3.9.
	2.10.17 Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfüllt werden, kann der Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) erfolgen. Dies ist der zuständigen Landesluftfahrtbehörde anzuzeigen.
	2.10.18 Das „Feuer W, rot“ ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach – nötigenfalls auf Aufständerungen – angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Rotors verdeckt werden.
	2.10.19 Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 ms zu starten.
	2.10.20 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.
	2.10.21 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz umschalten.
	2.10.22 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.
	2.10.23 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind dem NOTAM-Office in Langen unter der Rufnummer (06103) 707-5555 oder per E-Mail notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist das NOTAM-Office unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, ist das NOTAM-Office und die zuständige Landesluftfahrtbehörde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.
	2.10.24 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung.
	2.10.25 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“ ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs vier der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.
	2.10.26 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishöhe von mehr als 100 Metern über Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen.
	2.10.27 Kräne sind ab 100 Metern über Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen.
	2.10.28 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffentlicht werden muss, sind



	IV Hinweise
	1. Allgemeines
	1.1 Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.
	1.2 Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfüllen.
	1.3 Ein Wechsel des Anlagenbetreibers / der Anlagenbetreiberin sowie ggf. eine Änderung an der Rechtsform des Betreibers / der Betreiberin ist gegenüber dem Landesamt für Umwelt schriftlich mit dem in der Anlage beigefügtem Formular „Betreiberwechsel“ mitzuteilen.

	2. Immissionsschutz
	2.1 Die WKA wird beurteilt nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm (GMBl. 1998 Nummer 26 vom 26. August 1998). Die der WKA am nächsten gelegenen Gebäude mit schutzbedürftigen Wohnräumen liegen im Außenbereich. Die TA Lärm nennt für diese Wohnraumarten die unten aufgeführten Immissionsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier genehmigten WKA berücksichtigt wurden.
	2.2 Bei Überschreitung des Schallleistungspegels (LWA) sind lärmmindernde Maßnahmen vorzunehmen. Dazu zählt auch die Einschränkung des Nachtbetriebs oder eine weitere Einschränkung der Leistung oder Drehzahl.

	3. Naturschutz
	4. Baurecht
	4.1 Die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Vorschriften wird (mit Ausnahme beantragter Abweichungen; in diesem Antrag wurden aber keine Abweichungen beantragt) im Vereinfachten Baugenehmigungsverfahren nicht geprüft und liegt in der Verantwortung der Entwurfsverfasserin.
	4.2 Überschlägig gesichtet wurden keine Baurechtsverstöße festgestellt, so dass die für das Vorhaben beantragte Baugenehmigung im Rahmen der Genehmigung nach dem BImSchG aus Sicht der Baubehörde des Kreises Nordfriesland mit erteilt werden kann, wenn die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind.
	4.3 Da das Bodengutachten noch fehlt, können abschließende Aussagen zur Gründung noch nicht gemacht werden; insoweit können auch keine Unterlagen zum Fundament sinnvoll vorliegen. Die Prüfung der Standsicherheit, soweit erforderlich, kann auch nach Genehmigung beauftragt werden. Die Übermittlung der Unterlagen zur Standsicherheit an den Prüfingenieur erfolgt mittlerweile in der Regel direkt durch die Aufsteller der Nachweise digital über das ELBA-Portal. Es wird daher vorgeschlagen, den Prüfingenieur für Standsicherheit erst zu beauftragen, wenn das Bodengutachten vorliegt. Sobald dieses vorliegt, bzw. wenn die Beauftragung doch bereits jetzt erfolgen soll, ist die Baubehörde darüber zu informieren.

	5. Wasser, Boden, Abfall
	5.1 Ist für die Herstellung der Fundamente eine temporäre, geschlossene Wasserhaltung erforderlich, so ist hierfür gesondert, je nach Art und Umfang, ggf. eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der Unteren Wasserbehörde (UWB) zu beantragen.
	5.2 Kreuzungen oder Parallelverlegungen von Siel- und Hauptverbandsanlagen durch Ver- und Entsorgungsleitungen: Es ist generell zu beachten, dass bei der Herstellung und dem Betrieb von Infrastruktureinrichtungen für die WKA die Funktion und Durchgängigkeit bzw. die Abmessung der vorhandenen Gewässer und Gräben nicht durch eingebrachtes Material oder Böschungsverdrückungen durch Bodenauflast beeinträchtigt werden darf.
	5.3 Für entstehende Schäden an Verbandsanlagen haftet der Betreiber der WKA und sämtliche Rechtsnachfolger. Etwaige Eintragungen durch Bautätigkeit von Boden, Bauschutt, Unrat und Baustellenabfälle in (Haupt)-Verbandsgewässerprofile sind vollständig, umgehend und unaufgefordert dort wieder zu entfernen.
	5.4 Sollten bei der Verlegung möglicher Rohr- oder Kabeltrassen Verbandsanlagen gekreuzt werden, sind dafür noch Planunterlagen vorzulegen und entsprechende Vereinbarungen mit den entsprechenden Verbänden zu treffen. Die Anlagen Dritter sind örtlich festzustellen und zu beachten.
	5.5 Im Plangebiet befinden sich zahlreiche Verbands- und Hauptverbandsanlagen sowie Parzellengräben und Wegeseitengräben, die sich in der Unterhaltung der Gemeinde oder der Anlieger befinden und das Gesamtentwässerungssystem des Wasser- und Bodenverbandes, der Großräume Karlum, Braderup und Tinningstedt sowie des Hauptverbandes und der umgebenden Köge und Regionen bilden. Dieses Gesamtentwässerungssystem darf in keiner Form gestört oder negativ beeinträchtigt werden bzw. Situationen zum Nachteil Dritter entwickeln. Die Funktionalität dieses komplexen Systems ist zu beachten und zu erhalten. Etwaige erforderliche oder gewünschte Grabenverfüllungen müssen gesondert beantragt und genehmigt werden.
	5.6 Es wird darauf hingewiesen, dass satzungsgemäß (siehe im Internet unter www.deichbauamt.de) nur unbelastetes Wasser mittelbar und unmittelbar in die Verbands- und Hauptverbandsgräben sowie deren Verrohrungen eingeleitet werden darf. Es ist bei Neueinleitungen oder Änderungen an den bestehenden Anlagen dafür eine Wasserrechtliche Genehmigung des Kreises Nordfriesland einzuholen. Dem betroffenen Verband sind über den DHSV SWBS in diesem Falle zeitgleich die entsprechenden Entwässerungsplanungsunterlagen mit der Einleitmengenberechnung zur Beteiligung vorzulegen. Dies gilt auch für temporäre Einleitungen beispielsweise durch Brunnen, Grundwasserabsenkungen oder Fundamententwässerungen.
	5.7 Grundsätzlich ist zu beachten, dass ebenfalls satzungsgemäß zwischen der Böschungsoberkante der Hauptverbands- und Verbandsgewässer sowie Rohrleitungsachsen und neu herzustellenden befestigten Flächen, Bepflanzungen, Einbauten, Randeinfassungen, Versiegelungen, Knickwällen, Teichen, Fundamenten, Bäumen, Aufwuchs, Bäumen, und Bauwerken sowie deren Auslegern und Anbauten beidseitig und durchgängig ein mindestens fünf Meter breiter Streifen zur Nutzung durch den DHSV SWBS, den Sielverband, die Wasser- und Bodenverbände und bevollmächtigte Dritte für Arbeiten und Unterhaltungen an den Gewässern und Verbandsanlagen komplett freizuhalten ist.
	5.8 Des Weiteren ist den genannten Befugten die Zugänglichkeit für Großgeräte, Geräte, Fahrzeuge und Personal zu Ihren Gewässern und Anlagen weiterhin zu erhalten und jederzeit und allerorts zu gewährleisten.
	5.9 Das Risiko der Überflutung und von Wasserschäden im Windpark ist durch den Antragsteller selbst zu tragen ebenso wie die Entwässerungsverantwortung für die gesamten Windenergieanlagen. Die Betreiber der WKA müssen die Entwässerung ihrer Anlagen und deren trockene Standsicherheit selber sicherstellen und gewährleisten. Etwaige aus Starkregen- und Hochwassersituationen entstehende Kosten gehen nicht zu Lasten der einzelnen Verbände und des Hauptverbandes. Diese Verantwortlichkeit gilt für alle Anlagenbetreiber im Plangebiet. Die Räumung der Parzellengräben in und an den Plangebieten kann nach Bedarf durchgeführt werden, die ordnungsgemäße Entwässerung des Windparks obliegt jedoch in alleiniger Verantwortung und für die gesamte Fläche dem Antragsteller und Betreiber sowie dem Flächeneigentümer.
	5.10 Sollten bereits im Rahmen der Bauleitplanung neu zu errichtende Zuwegungen zu den Anlagen über Verbandsgewässer oder Kabeltrassen ausgewiesen werden, die Verbandsgewässer queren oder die Abstandflächen unterschreiten, ist dies im Vorfeld mit dem Verband abzustimmen.
	5.11 Weitere Anforderungen können sich im Rahmen der späteren Bauplanung insbesondere im Hinblick auf die Nutzung und Dimensionierung von Zuwegungen und deren Verrohrungen (bei Neubau ist zusätzlich eine Genehmigung des Kreises Nordfriesland einzuholen), auf Kabelführungen und Gewässerquerungen, auf die Sicherstellung der Zugänglichkeit zu Verbandsanlagen und die erforderlichen Tore in Zaunanlagen, auf die Nutzung der Unterhaltungsstreifen u.a. für die Ablage von Grabenräumgut, auf eventuelle Maßnahmen zur Wasserhaltung während der Bauphase, auf Gründungsmaßnahmen, auf eventuelle Einleitung des Niederschlagswasser von Nebenanlagen sowie auf die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der Verbandsanlagen ergeben.
	5.12 Negative Einflüsse auf Entwässerungssituationen und Anlagen Dritter sind durch den Antragsteller in Eigenregie vollständig zu regulieren. Den Verbänden sind hierbei sämtliche Kosten von der Hand zu halten. Weitere Informationen, Hinweise und Anforderungen bezüglich des Umganges mit Verbandsanlagen des Hauptverbandes, der Sielverbände sowie der Wasser- und Bodenverbände finden sich ebenfalls im Internet unter www.deichbauamt.de
	5.13 An Verbandsanlagen auftretende Schäden im Zuge des Vorhabens sind dem Verband umgehend zu melden, entstehende Schäden unterliegen der Haftung der Windenergiebetreiber. Dem Hauptverband sowie Siel- bzw. Wasser- und Bodenverband sind sämtliche mit dem Vorhaben entstehenden Kosten von der Hand zu halten. Der Haupt-, Siel- bzw. Wasser- und Bodenverband übernimmt zudem für Schäden an unsachgemäß aufgestellten Windenergieanlagen und deren Zubehör, die während der Unterhaltungsarbeiten an Verbandsanlagen auftreten, keine Haftung.
	5.14 Weitere Hinweise zu sowie Bedingungen und Anforderungen durch die (Haupt-)Verbandsanlagen finden sich im Bedarfsfalle auf der Internetseite des DHSV SWBS. Auf deren Beachtung sind die Käufer, Pächter, Beteiligten, Betreiber, Nutzer und Anlieger seitens des Antragstellers verbindlich hinzuweisen. Auf die Verbandssatzung ist dabei verbindlich hinzuweisen.
	5.15 Die entsprechenden Details zu etwaigen Entwässerungsmaßnahmen und Einleitmengen sind im weiteren Verlauf der Planung dem WBV Karlum-Au über den Deich- und Hauptsielverband Südwesthörn-Bongsiel zur Beteiligung vorzulegen.

	6. Arbeitsschutz
	6.1 Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung des Betreibers bzw. des Arbeitgebers. Die einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhängig vom Genehmigungsbescheid zu beachten und einzuhalten.
	6.2 Die Betreiberin/Der Betreiber hat eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 3 Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) durchzuführen und das Ergebnis zu dokumentieren.
	6.3 Die Anlagenkennzeichnung sollte auch schon während der Errichtung der WKA von der Zuwegung aus lesbar an den Anlagen angebracht werden.
	6.4 Der Aufzug ist gemäß §§ 15 und 16 BetrSichV vor Inbetriebnahme und in der Folge wiederkehrend durch Sachverständige einer zugelassenen Überwachungsstelle (ZÜS) für überwachungsbedürftige Anlagen zu prüfen.
	6.5 Der Aufzug soll über eine Hol- bzw. Notholfunktion im Turmfuß verfügen.
	6.6 Wenn die WKA nicht den grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen nach Anhang I der Maschinenrichtlinie bzw. Maschinenverordnung entspricht, sind wirksame Vorkehrungen zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit von Personen auf Grundlage einer Gefährdungsbeurteilung durch den Betreiber zu treffen (§ 4 BetrSichV).
	6.7 Die Betreiberin/Der Betreiber hat sicherzustellen, dass sie bzw. er vom Hersteller über Sicherheitsmeldungen (Saftey Alerts) für seinen Anlagentyp und den darin verbauten Anlagenteilen wie z. B. Aufzugsanlage umgehend informiert wird. Auf Grundlage der Safety Alerts müssen durch den Betreiber unverzüglich geeignete Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit eigener oder Beschäftigter anderer Unternehmen ergriffen werden.
	6.8 Die Anzahl und Positionierung der Anschlagpunkte muss den vorgesehenen Arbeitsabläufen, ergonomischen Grundsätzen und den Vorgaben aus dem Rettungskonzept für eine unverzügliche technische und medizinische Rettung entsprechen. Hierbei ist zu beachten, dass die Beschäftigten und Einsatzkräfte zwischen den Anschlagpunkten keine ungesicherten Wege zurücklegen dürfen/müssen. Anschlagpunkte sind gemäß DIN EN 795 zu kennzeichnen. Prüfbescheinigungen sind auf der Anlage vorzuhalten.
	6.9 Der Betreiber hat gemäß § 11 BetrSichV sicherzustellen, dass Beschäftigte und andere Personen bei einem Unfall oder bei einem Notfall unverzüglich gerettet und ärztlich versorgt werden können.
	6.10 Auf Basis der Gefährdungsbeurteilung muss der Betreiber ein Rettungskonzept für das Retten aus allen Teilen der Anlage erstellen. Die Anforderungen der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) Regel 112-199, der DGUV Information 203-007, DIN EN 50308 und IEC TS 61400-30 sind zu berücksichtigen.
	6.11 Die vom Hersteller übersendeten Rettungs- und Evakuierungskonzepte des gewählten Anlagentyps ersetzen nicht das projektspezifische Rettungskonzept, sollten aber für die Erstellung des Rettungskonzeptes mit herangezogen werden.
	6.12 Den Einsatzkräften der Feuerwehr, der nächstgelegenen Höhenrettungsgruppe und des Rettungsdienstes bzw. der koordinierenden Leitstelle sind mindestens folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:
	6.13 Für die Errichtung und den Rückbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung zu berücksichtigen. Auf die Vorankündigung gemäß § 2 Absatz 2 Baustellenverordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemäß § 2 Absatz 3 Baustellenverordnung den/die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in gemäß § 3 Absatz 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 3 Absatz 2 Nr. 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zuständige Behörde ist das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit.

	7. Denkmalschutz
	7.1 Der überplante Bereich befindet sich in einem archäologischen Interessengebiet. Dieses archäologische Interessengebiet dient zur Orientierung, dass mit einem erhöhten Aufkommen an archäologischer Substanz das heißt mit archäologischen Denkmalen zu rechnen ist.
	7.2 Daher wird auf § 15 DSchG SH wie folgt hingewiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
	7.3 Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

	8. Versorgungsanlagen (Deutsche Telekom)
	9. Straßenbau
	9.1 Es muss sichergestellt werden, dass von den Rotoren der Windkraftanlage bei entsprechender Witterung weder Feuchtigkeit, noch Eisstücke auf die öffentlichen Verkehrsflächen gelangen.
	9.2 Weiterhin sind die Oberflächen der Anlage so auszugestalten, dass keine Reflektionen entstehen, durch die Verkehrsteilnehmer geblendet werden können.
	9.3 Für die Zufahrt vom Grundstück zur Landesstraße 301 gelten die Bestimmungen der dem Antragsteller erteilten Sondernutzungserlaubnis Nr. L301 - 18/2019 vom 14.10.2019.
	9.4 Es wird darauf hingewiesen, dass eventuell (evtl.) erforderlich werdende Verbreiterungen der Einmündungen von Gemeindestraßen/-wegen in Straßen des überörtlichen Verkehrs (Bundes-, Landes-, Kreisstraßen) nur im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, erfolgen können. Gegebenenfalls sind dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg rechtzeitig vor Beginn und in vorheriger Absprache mit dem zuständigen Leiter der Straßenmeisterei Leck durch die betroffene Gemeinde prüffähige Planunterlagen zur Genehmigung und zum Abschluss einer Vereinbarung vorzulegen.
	9.5 Die Erlaubnis von temporären Umbaumaßnahmen an Bundes- Landes- und Kreisstraßen zur Realisierung von Großraum- und Schwertransporten (GST) wird Bestandteil der straßenverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-Erlaubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis zu übernehmen.
	9.6 Zur Koordination der erforderlichen Maßnahmen sind die Fahrtrouten (Streckenprotokoll) und die geplanten Maßnahmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten und Transporte abzustimmen.
	9.7 Bei dem Vorhaben liegen keine Betroffenheiten von planverfestigten Kompensationsflächen oder Querungshilfen sowie damit verbundener Korridore des Landesbetriebes Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein vor.

	10. Luftverkehr – zivil –
	10.1 Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der genannten Nachweisführung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbehörde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbetriebnahme der BNK erst nach Vorlage der genannten Unterlagen erfolgt.
	10.2 Beim Standortnachweis muss nachgewiesen werden, dass am Hubschrauberlandeplatz Niebüll (Kreiskrankenhaus) bis zum Boden detektiert wird, so dass dort startende Luftfahrzeuge sofort zu einer Aktivierung der BNK führen.
	10.3 Bei Nichteinhaltung der Auflagen unter Punkt 2.10 behält sich die Luftfahrtbehörde eine Prüfung gemäß § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr vor. Es wird darauf hingewiesen, dass die Veränderung der Leuchtstärke und -richtung der Kennzeichnung einen gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr darstellt und gemäß § 315 StGB mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden kann.
	10.4 Zivile Anlagenschutzbereiche gemäß § 18a LuftVG sind nicht betroffen.
	10.5 Anträge zur Aufstellung von Kränen für die Errichtung der Windkraftanlage, brauchen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach § 14 LuftVG gilt hiermit als erteilt.


	V Antragsunterlagen

	B Begründung
	I Sachverhalt / Verfahren
	1. Antrag nach § 4 BImSchG
	2. Genehmigungsverfahren
	2.1 UVP-Pflicht
	2.2 Erfordernis einer Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG
	2.3 Behördenbeteiligung


	II Sachprüfung
	1. Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG
	1.1 Schutz- und Abwehrpflicht vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft, das heißt, Verhinderung von konkret bzw. belegbar schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG)
	1.1.1 Schall
	1.1.2 Optische Immissionen
	1.1.3 Turbulenzen
	1.1.4 Wertminderungen
	1.1.5 Mitteilungspflichten

	1.2 Vorsorgepflicht gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästigungen, insbesondere durch die dem Stand der Technik und der Besten verfügbaren Technik entsprechenden Maßnahmen, das heißt vorbeugende Maßnahmen gegen die Entstehung potentiell schädlicher Umwelteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG)
	1.2.1 Eiswurf
	1.2.2 Lärm

	1.3 Abfallvermeidung, Abfallverwertungs- und Abfallbeseitigungspflichten (§ 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG)
	1.4 Pflicht zur sparsamen und effizienten Energienutzung (§ 5 Absatz 1 Nummer 4 BImSchG)
	1.5 Abwärme
	1.6 Nachsorgepflicht nach Betriebseinstellung, d. h. Sicherstellung, dass von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden können (§ 5 Absatz 3 BImSchG)
	1.7 Betriebseinstellung und Rückbau

	2. Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen
	3. Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG
	3.1 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit
	3.2 Artenschutz
	3.2.1 Die Schutzmaßnahmen stellen alternativ zur Vorgabe von Bauausschlusszeiten und in Verbindung mit dem Einsatz einer fachlich qualifizierten Umweltbaubegleitung sicher, dass die Zugriffsverbote des § 44 Absatz eins in Verbindung mit (i.V.m.) Absatz 5 Nummer 1 - 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) im Hinblick auf Offenlandbrüter nicht verwirklicht werden. Ohne entsprechend vorgesehene, geeignete alternative Schutzmaßnahmen würde im vorliegenden Fall folgende Bauausschlusszeit gelten:
	3.2.2 Eine Aktivitätserfassung für Fledermäuse liegt nicht vor. Zur Vermeidung des Tötungsverbots gemäß § 44 Absatz 1 Nummer 1 i. V. m. Absatz 5 BNatSchG für schlaggefährdete Fledermausarten während der Aktivitätszeiten wird der in der Auflage 2.6.2 aufgeführte Abschaltalgorithmus beantragt. Unter den in der Auflage genannten Bedingungen werden hohe Aktivitäten schlaggefährdeter Fledermausarten im Rotorbereich sowie dessen nahem Umfeld erwartet. Wird die Windkraftanlage zu den angegebenen Bedingungen abgeschaltet, wird davon ausgegangen, dass das Tötungsrisiko zwar minimiert wird, es aber nicht sicher ist, dass das Tötungsrisiko unter die Signifikanzschwelle gebracht wird. Angesichts der gewachsenen Gondelhöhe und Rotordurchmesser seit Einführung der Standardabschaltparameter von 6 m/s und 10° C im Jahr 2012, wird davon ausgegangen, dass das Kollisionsrisiko durch diese pauschalen Abschaltbedingungen heute nicht mehr hinreichend vermindert wird. Bei dem Abschaltalgorithmus handelt es sich also nicht um eine Abschaltung auf der Grundlage eines Worst-Case-Szenarios. Aufgrund der verbleibenden Unsicherheiten ist auf Basis eines geeigneten Höhenmonitorings zu überprüfen, ob das Tötungsrisiko durch den Abschaltalgorithmus ausreichend gemindert wird.
	3.2.3 Die zum Schutz der Fledermäuse vorgesehene Betriebsbeschränkung basiert nicht auf einem Worst-Case-Szenario. Aufgrund der bestehenden Unsicherheiten ist durch eine Erfassung der Fledermausaktivitäten und der Wetterdaten der Abschaltalgorithmus anhand eines zweijährigen Gondelmonitoring zu überprüfen und anzupassen. (Auflage 2.6.3)
	3.2.4 Die Gestaltung der Mastfußbrache zielt darauf ab, eine Attraktionswirkung auf Vögel, insbesondere Greifvögel, und Fledermäuse zu vermeiden. Mit der Anlage einer Brache mit geschlossener Vegetationsdecke, jedoch ohne Gehölzaufwuchs, wird dieser Anspruch erfüllt. So werden zum einen die Einsehbarkeit und damit die guten Jagdbedingungen für Greifvögel verhindert und zum anderen wird vermieden, dass aufwachsende Gehölze als Jagdhabitat für Fledermäuse fungieren. Bei der Festlegung des Mahdzeitraums zwischen dem 1. September und 28./29. Februar ist davon auszugehen, dass in diesem Zeitraum der Anteil an abgeernteten landwirtschaftlichen Flächen in der Umgebung der WKA bereits derart hoch ist, dass durch die Mahd des Mastfußbereiches keine besondere Attraktionswirkung für weitere Greifvogelarten hervorgerufen wird. (Auflage 2.6.4)
	3.2.5 Die Möglichkeit, die naturschutzfachlichen Nebenbestimmungen im Rahmen der Genehmigung einer Windkraftanlage umfassend zu kontrollieren, besteht nur bei Gewährleistung einer Datengrundlage, die Aufschluss über die Einhaltung der jeweiligen Nebenbestimmung gibt. Um Kontrollen durchführen zu können, müssen die Daten für die kontrollierende sachkundige Person verständlich und übersichtlich aufbereitet sein. Für die Kontrolle wird eine Prüfsoftware genutzt, die eine bestimmte Form der Datenbereitstellung benötigt. Abschaltalgorithmen, die auf ProBat basieren, werden zukünftig mit dem ProBat-Inspector überprüft. Der Zeitraum für die Datenvorhaltung begründet sich aus den Verjährungsfristen für Ordnungswidrigkeits- und Straftatbestände. Die Dateien sind nach dem Export nicht mehr zu verändern, da dadurch Fehler entstehen können. (Auflage 2.6.5).

	3.3 Naturschutz
	3.4 Arbeitsschutz
	3.5 Denkmalschutz
	3.6 Eingeschlossene Entscheidungen


	III Ergebnis
	IV Begründung der Kostenentscheidung

	C Rechtsgrundlagen
	D Rechtsbehelfsbelehrung

